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Der Heimatdienst

Der Zwischenbericht des Reparationeagenten
vom T. Juui1928.

Die Politik des Reparationsagenten tritt aus seinen jüngsten
Dokumenten mit immer größerer Klarheit hervor. Wenn man sich
früher fragte, welches sein eigentliches Ziel sei und warum er diese
oder jene Maßnahmen kritisch behandelte, so können seit seinem
Oktobermemorandum, dem Iahresebericht vom Dezember 1927 und

deinjetzigen Zwischenbericht, solche Zweifel so gut wie beseitigt
ge ten.

Seit Inkrafttreten dies Londoner Abkommens bildet die Richt-
schnur für Handeln und Einstellung des Agenten das Instrument,
das ihn schuf, der Dawesplan. Man hat einer zu peinlichsen Hand-
habung der einzelnen Gedanken und Empfehlungen der Sachver-
ständigen gegenüber vielfach den Voriwurf der Einseitigkeit und des

mangelnden Verständnisses für innerdeutsche und allgemeinere Fragen
erhoben, dabei aber häufig vergessen, daß der Dawespban nun ein-
mal ein internationsales Vertragswerk geworden ist, daß jedenfalls
solange Bindungen für Deutschland darstellt, als es nicht —- wiederum

durch internationale Abmachungen — geändert wird. Der Dawesplan
sieht nun vor, daß wir fest umrissene Jahresleistungen, die bis sauf
272 Milliarden steigen, aufbringen müssen, und schafft hierfür ein

Netz wasserdichter Sicherungen (bis auf die Leistung von 290 Mil-
lionen-aus der Beförderungssteuer, für die es an einer solchen Siche-
rung fehlt). Die Politik des Agenten wiar nun zunächst darauf ge-
richtet, diese Leistungen auf die Dauer sicherzustellen und alle Maß-
nahmen zux bekämpfen, die dieses Ziel beeinträchtigten. Er tat dies
teils unmittelbar, wie bei den Überweisungender vom Reich er-

habenen Steuern auf die Länder und Gemeinden (F-inanzausgleich)
und den Ausgaben des außerordentlichen Etats, teils mittelbar, wie
bei den Gehalts- und Tohnerhöhungen; vielfach beschränkte er sich
aber auch darauf, die allgemein-en Ergebnisse der deutschen
Haushaltspolitik anzugreifsen. — Der Dawesplan sieht weiter vor, daß
das TransfersKomitee von den aufgebrachtens Beträgen die g r ö ß t -

mögliche Summe transferieren soll und zwar bis zu dem Um-

fange, wie ihn die Devisenlage zuläßt. Der Agent führt
diese Vorschrift mit der gleichen Konsequenz durch und wendet sich
daher gegen Maßnahmen, iwie die Anhäufung öffentlicher Auslandss

«schulden,deren Zinsen-dienst mit den Transfers kollidieren könnt-e,
ohne einstweilen dem weiteren Grundgedanken der Sachverständigenf
daß die Transfers auf die Dauer aus echten Überschüssender deutschen
Wirtschaft stammen sollen, irgendwie zur praktischen Anwendung
zus verhelfen.

«

Wenn man bedenkt, daß —- wie der Agent selbst betont — der

Plan nicht Selbstzwseck ist, sondern eigentlich erst die rechte Probe
aufs Exempel selbst vorstellen soll, so möchte man in dieser Hand-
habung allerdings starke Einseitigkeit vermuten. Denn der Effekt
unserer Anstrengungen bezüglich der Ausbrinsgung und unseres
loyalen Stillhaltens gegenüber Transfers aus geborgt-aktiver
Zahlungsbilanz sollte doch unmöglich der sein, daß uns nun einfach
50 Jahre oder mehr die gleichen Leistung-en auferlegt werden und daß
der Transfer -in gleichem Umfange fortgesetzt wird, Dass ist aber

auch- anscheinend nicht die Absicht des Agenten. Der Agent drängt
vielmehr, wie sein letzter Iahresbericht erkennen ließ, auf schleunige
vernünftige Endregelung der Reparationsfrage. Den« Grund hierfür
wiirds msani mit darin zu such-en haben, daß es dem TransfersKomitee
infolge des unerwartet hohen Zuflusses von Auslandskapital nicht
möglich war und bis san weiteres auch-nicht möglich sein wird, die

praktische Erprobung der deutschen Leistungsfähigkeit von der

Transferseite her durchzuführen So, wie die Dinge sich —- iwider
Erwarten der Such-verständigen—- nun einmal entwickelt haben,
wird man deutscherseits diesem Drängen keinen Widerstand ent-

gegen-setzen wollen-. Welches unser Interesse und- unser Verlangen
dabei sein muß, ist klar und liegt in der Richtung des erwähnten
Grundgedankens des Dawesplans, der bisher noch keine praktische
Anwendung gefunden hat. .

Bei der Einstellusng des Agenten zu den Einzelproblemen »der

Gegenwart muß man ferner berücksichtigen,daß er als Amerikaner
die Idee einer völlig freien Wirtschaft vertritt, also unseren An-

schauungen von der Führerrolle des Staates und der Bindung des

Privateigentums innerlich nicht so nahe steht, und dsaß er nament-

lich die allgemeine Wirtschaftspolitik vom Standpunkt der Kapital-
rente her zu betrachten gewöhnt ist«

Der ge g e n w är ti g. e B e r i ch t enthält die folgerichtige Fort-
setzung dieser letzthin deutlicher in Erscheinung getretenen Politik.
Er unterstreicht die Forderung nach einer Endregelung an

drei Stellen, und zwar bei der Behandlung der Finanzlage der

Reichsbahn, bei dem Kapitel Anleihepolitik und in seinen Schluß-
worten. Ie höher unsere kommerzielle Auslandsschuld wüchse,desto
dringender würde der Anleihegeber nach der endgültigen Festsetzung
der deutschen Reparationsleistungen verlangen. Erfolge dies nicht
in absehbarer Zeit, so würde sich das Auslandskapital von Deutsch-
land abwenden und zum mindesten so hohe Zinsen verlangen, wie

186

das damit verbundene Risiko erfordere. Das im Interesse des deut-

schen, aber auch des allgemeinen europäischenWiederaufbaus gelegene
fundamentale problem bestünde in dieser endgültigen alsbaldigen
Festsetzung, die durch gegenseitige Vereinbarung zustande kommen

müsse. Der Agent deutet diesmal auch offen an, wie JHer sich die

Lösung denkt. »Die U Milliarden Eisen-bahnobligationen bilden eine
der grundlegendsten Sicherheiten für die Abtragcung der deutschen
Rseparationsverpflichtungen iund eins der wichtigsten Ele-
mente bei jedweder endgültigen Regelung des

Reparationsproblesms.«
Um dieses Ziel, nämlich die Unterbringung der Obligationen

auf dem Weltmarkt, nicht zu beeinträchtigen, fordert er in erster
Linie, daß »das Vertrauen des Auslandskapitals erhalten bleibt; es

ist klar, daß zu einer so riesigen Finanzaktion ein auf Tatsachen be-

gründetes Vertrauen größten Ausmsaßes gehört. Er fordert zu diesem
Zwecke bei dem zunächst für die Mosbilisierung der Obligation in

Frage kommen-den Objekt, der Reichsbahn, daß ihre Finanzen in ge-
sunder Verfassung erhalten bleiben (rwocmit heute die Tariferhöhung
gemeint sein dürfte) und daß sie nicht nur mit- der Schuldenaufnahme
zurück-haltendsei, sonder-n sogar von ausländischer Kapitalbeans
spruchung ganz absä·he.

Auch die Ermahnungen an die öffentlichen und halböffentlichen
Körperschaften und Unternehmungen im Sinne größerer Beschrän-
kungen der Ausgaben und Anleihen werden nicht so sehr unter dem

Gesichtspunkt, die Reparationsleistungen und stransfers in ihrer
jetzigen Höhe dauernd sicherzustelleiu als vielmehr im Hinblick daraus

zu verstehen sein, auf alle Fälle die Placierung der Obligationen zu
ermöglichen. Es ist klar, daß die ausländischen Bankiers, die diese
Transaktion durch-führen sollen, mehr als- irgendein anderer fragen
werden, welches Deutschlands private Schuldenlast gegenüber dem
Ausland ist, wie hoch die sonstigen politischen Schulden sind und

welche Aussichten unsere Zahlungssbilanz biet-et. Will man deutscher-
seits den Moibilisierungsgedanken fördern, so kann man ihn
natürlich nicht dadurch von vornherein gefährden, daß gerade die

öffentlichen Körperschaften (Reich, Länder und Gemeinden) zu einer

übermäßigen Auslandsverschuldung am meisten beitragen. Ob die

Einstellung der Bankiers hierbei ein-e richtige oder falsche sein wird,
steht dann- nicht zur Diskussion Deutschlands Haltung wird ent-

scheidend davon sbeeinflußtwerden, ob es zu einer b ald i gen Endi

regelung auf einer für unsere Begriffe vernünftigen Basis
kommt. Bei längerer Fortdauer des gegenwärtigen Zustandes könnte
es sich aber als zwecklos erweisen, den Riemen an ein-er — womöglich
falschen — Stelle zu eng zu schnallen, wenn auch Selbstzucht stets in

unserem Interesse liegen wir-d-

Wie der Agent schon in seinem Memorandum ausführte, ist es

falsch, lediglich eine Seite des Problems — Verbot gewisser Aus-
landsanleihen — zu behandeln, ohne sich um die andere, nämlich
die Ausgabewirtschaft und die Inanspruchnahme des Inlandskapitals
marktes zu kümmern. Bezüglich der Ausgabewirtschaft registriert
er gewisse Besserun«gen;das Reich habe die verantwortliche Führer-
schaft übernommen. Auf dem Inlandskapitalmarkt dagegen hätten
sich »wenig vorausschauende FinanzierungsmethoideM herausgebildet
die eine schwere Zukunftslast und eine allgemeine Kreditverteuerung
nach sich zögen.

Die Kritik der Finanzgebarung des Reiches ist er-

heblich freundlicher geworden. Der Agent unterstreicht eine Reihe
wichtiger Fortschritte, namentlich die Drosselung außerordentlicher
ungedeckter Ausgaben, Schaffung größerer Etatklarheit (Beseitigung
des Kriegslastenetats) und Publizität (A—usbauder Statistik). Aus
der ander-en- Seite weist er auf schwierige noch offene Fragen -hi-n,.
vor allem auf die Deckung des übernommenen Defizits des »außer-
ordentlichen Etats von 622 Millionen und die Regelung des Finanz-
ausgleichs. Im letzten Falle schwebt ihm augenscheinlich eine Be-

schränkung der Länder und« Gemeinden auf feste Steuereinahmen
und zwar solcher Art vor, die nicht konjunkturempfindlich sind.
Das Verlangen nach Lösung des Finanzausgleichsproblems wird in

Deutschland von viel-en geteilt; immerhin gewinnt es bei näsheret
Betrachtung den Anschein, daß wir uns hierbei ohne Kenntnis

unserer endgültigen Reparationsverpflichtungen in einem cireulus
vitiosus befinden.
Selbstverständlichwidmet der Agent auch dem eigentlichen Kern-

problem der Gegenwart und der grundlegenden Voraussetzung der

Abtragsung unserer politischen Schuld, der Aktivierung unserer
Zahlungsbilansz, seine Aufmerksamkeit Er kritisiert aus diesem
Grunde die Entwicklung der Gehälter und Löhne und die Preis-
steigerung wichtiger Rohstoffe und Waren, die er als Folge jener ans-·-
siehtz dabei setzt er sich allerdings in gewissen Widerspruch mit feiner
Haltung in der Tariffrage. Der Agent hat zwar. seit jeher die Erhöhung
der Löhne als Mittel zur Hebung der Kaufkraft betrachtet. Er hat
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aber schon in feinem Oktobermemorandum Einschränkuen in dem

Sinne gemacht, daß die Erhöhungen das Ergebnis verbesserteroder

zussätzlicherProduktion sein müßten. Inder Ausweitunig»derpro-
duiktion des letzten Jahres sieht er anscheinend keineLage,»die diesen
Bedingungen entspräche. Er schreibt den Anleihen, die er zurzeit
bekämpft, beherrschenden Einfluß auf die Konjunktur zu. Er ubers
sieht aber anscheinend, daß Löhne sich automatischdem Expansionsi
prozeß anpassen, sei er echt oder nicht« Der Agent kennzeichnet die,
wenn auch recht lang-same Besserung der Aktivseiteunserer Han-
delsb ilanz als erfreulichen Fortschritt· Er behandelt aber

— wie bisher — den hierfür entscheidendsten Faktor stiefmütterlich:
Eine durchgreifend-e Besserung unserer Lage kann nur dann erzielt
werden, wenn die GläubigerlänsderDeutschlands.sich entschließen,
Deutschland die Möglichkeit, seine Schulden in Waren und

Diensten abzutragen,
in vermehrtem Umfange zu geben. Der Agent

ist sich hierüber lar, vermeidet aber einen ausdrücklichen Appell an

die zuständige Adresse. Das Problem bleibt für die Gläubiger
Deutschlands trotz-dem noch heute, kraß ausgedrückt,wie 1924: Re-

parationen und Absatzmärkte, oder Hochschutzzoll und Verzicht auf
Reparationen.

·

Die Frauen im neuen Reichstag
Von Adele Schreiber, M. d. R.

Jn den erst-en Jahren der Republik schienen ausländischenBe-

suchern der Reichshauptstadt die weiblich-en Parlamentarier eine der
größten Sehenswürdigkseitendes neuen Deutschlands, eines der em-

druckvollsten Bilder einschneidensder Wan.dlungen.
;,Ach, bitte geben Sie uns die Möglichkeit die Frauen im Reichs-

tag sitzen zu sehen-«—- dsas war besonders die Bitte aller Amerikane-

rinnen und die Neugier warideshalb so stark, weil noch im Ausland
vie Meinung herrschte«deutsche Frauen seien nur sachverständigim

Hinblickauf Küche und Kinder. zuerst konnte man’s nicht verstehen-
daß sie sich nun über Nacht auf politischem Gebiet bewährten, bis
Man begnfß daß die landläufige Auslandsmeinung auf Irrtum be-
ruht Hatte UITVdaß Nun starke Kräfte. lange gebunden, frei geworden
waren zu wirken.

« Ali-THAThat sich das Staunen gelegt. Rasch wurde wseibliche
NitqtbelkIm parlament, wie an allen ihr neu geöffneten Stellen

Selbstverständlich-kei:— das beste Lob, dsäs man ihr spenden kann.

Parteien, die ehedem Schlimmstes von politischer Frauentätigkeit
befurchtetemwerden heute nicht mehr gerne an ihre Kassandrarufe
erinnert, ja seltsam-erweise sind es vielfach die einstigsen Schwarz-
maler, dies jetzt leicht, in den gegenteiligen Fehler verfallend, bitter

enttäuschtdarüber klagen, daß nach ,,schon«neunjährigem Frauen-
stimmrechtdas· parlamentarische Leben immer nacht vielerlei Mängel
TUTWSIsesSchmeichelhafter Wunderglaube scheint anzunehmen-
daß die sin den verschiedenen Reich-stagen jeweils 5 bis 7 v.H. be-

tragenden Frauen eine geradezu fabelhafte Wirkung ausüben würden.

Wer bescheidenerweise keine Wunder erwartet, kann befriedigt
feststellen- daß die je 6 Frauen auf 100 Abgeordnete weit mehr
als- diesem Anteil entspricht geleistet haben. Die Chronik ihrer
Arbeit hat Regine Deutsch seit den Tagen der National-
versammlung in Z Broschürensy gewissenhaft und völlig objektiv
registriert, und diese Veröffentlichungen beweisen- daß »die Parla-
mentarierinnen fleißig und mit großerSachlchkeit gearbeitet haben,
daß sie, obwohl es ihnen keineswegs an Temperament gebricht,
gute Disziplinim Rahmen parlamentarischer Formen hielten, mit

einer einzigen Ausnahme, niemals an dem mitunter unwürdigen
Ton im »Hei-genHaus-e«beteiligt waren und dem präfidenten keinen

Anlaß zum Ein-schreiten gaben. s

Jn den neu-en Reichstag zogen wieder ZZ Frauen, also auch dies-

mal 6 oder genauer erechnet 6,6 v. H. der Abgeordneten ein. Za, dem

abgelaufenen Reichs ag angehörendz wurden wiedergewählt, 9 neu-

gewählt, darunter eine, die dem Reichstag l920l24 angehört hat, und

zwei bisherige Mitglieder dies PreußischenLandtags.
Die Aufrechterhaltung der alten Mandatszahl ist auf einen zu-

wachs von 5 Mandaten bei der Sozialdemokratischen Fraktion zu-
rückzuführen; diese zählte im letzten Reichstag IZ Frauen unter IZ1,

jetzt 20 Frauen unter 152 Mitgliedern. Eine ihrer Abgeordneten
des letzten Reichstags ist ausgeschieden, dafür sind 6 neu eingetreten.
Die Demokraten haben in ihrer auf 21 Mitglieder verkleinerten

Prak-tion ihre beiden bisherigen Vertreterinnen Frau M in i st er i a r at

Bäumer unds Dr. Marie Elisabeth Lüders behalten;
ebenso hat die Bayerische Vsolkspartei ihre langjährige Abgeordnete
Frau L-ang-Bru«mann, deren Wahl zuerst zweifelhaft war,

durchgebracht, und das Zentrum behielt gleich-falls seine Z bisherigen
Abgeordneten, Christine Teusch, Frau Minsterialrat
Weber und die 74jährige, unermüdliche Verfechterin sozialer Ar-

beit, F r a u Aign e s« N euh a u s. Unter seinen 62 Mandaten
bilden die Frauen immer-hin noch nicht 5 v. H. Die DeutscheVolks-

partei weist unter 44 Mitgliedern 2 Frauen auf, die bisherige Par-
lamentarierin Dr. Matz und an Stelle der ausgeschiiedenen Frau»
Klara Mende als neues Mitglied Frau Dr. phil. Hertwigs
Büng-er, ehemals Mitglied- des Sächsischen Landtages. Bei den

Kommunisten finden wir unter 56 Abgeordneten nur Z »Fraue»n-
darunter als wiedergewählt die 71jährige revolutionare Kampfes-in
Clara Zetkim Am stärksten sind die Verluste der Deutsch-
nationalen Volkspartei, die im letzten Reichtag unter 109 Mit-

gliedern 5 Frauen zählte, gegenwärtig unter 73 nur· 2, von denen

Frau M ü l l e r - O t f r i ed , Vorsitzende des Evangelischen Frauen-

si »Die Tat der Frau in der Nationalversammlung.« ,,Parlamentarische
Frauenarbeit-· 1 u. II, Verlag Herbig, Berlin-

bunsdes, seit 1920 dem Reichstag angehört, während die Studienrätin
A n n a - G r e t e L eh m a n n bisher im Landtag wirkte.

Die Wirtschaftspartei, die Nationalsozialisten und Deutsch-völ-
kischen sowie sonstige Splitterparteien haben überhaupt keine Frauen
aufgestellt.

Es stehen somit 20 parlamentarierinnen der sozialdemokra-
tischen Fraktion lZ aller sonstigen Parteien gegenüber. Unter den

Sozialdeimokratinnen, die hier nicht alle namentlich aufgeführt werden

können, stehen eine Anzahl schon seit der Nationalversammlung im

parlamentakischen Leben, so C la r a B o h m - S· ch u ch , M a r i e

Juch-acz, Liuise Schröder, Johanna Reitze, unter den

neu eingetretenen isei besonders Dr. A n n a S i e m s s e n , Oberschulrat
im Wartestand und Honorarprofessor der Universität J e n a , erwähnt.

Obwohl unsere Verfassung das passive Wahlrecht auf das voll-

endete 25. Lebensjahr festgesetzt hat, wird von dieser Vergünstigung
nur selten Gebrauch gemacht, da man im allgemeinen Lebenserfah-
rung und Reife von den parlamentsvertretern beider Geschlechter
fordert. Jugend, mit all ihren Vorzügen unds Schwächen, ist somit
nicht das wesentlichste Merkmal der Parlamentarierinnen. Von den

ZZ Frauen befinden sich 7 im Alter von 34 bis 40 Jahren, Z im

Alter von 40 bis 45 Jahren, 8 zwischen 45 und Zo, 11 zwischen Zo

und 57, je eine ist CZ, 71 und 74 Jahre alt.

Dem Lehrerinnenberuf in seinen verschiedenen Spielarten ent

stammt die größte zahl der weiblichen Abgeordneten, nicht weniaei
als 1Z sind längere oder kürzere zeit pädagogischtätig gewesen« Jm
übrigen finden wir verschiedenste Beru-fsherku-nft, eine Arztin, meh-
rere kaufmännische Angestellte, Gewerkschastssekretärinnen,Schrift-
stellerinnen unsd Journalistinnen, Arbeiterinnen, Hausfrauen.

Diese Vielfältigkeit von Herkunft und Vorkenntnissen kommt,
wie auch »die bisherige parlamentarische Frauenarbeit beweist, der

Volksvertretung zugute. Nach ist die Zeit für abschließendeUrteile

zu kurz und noch werden die Frauen von ihren Fraktionen vielfach
nicht nach dem Gesichtspunkt individueller Befähigung, sondern
im Sinne der noch nicht überwundenen Anschauungen ,,über
eigentliche Frauenaufgaben« verwendet. Demzufolge ist ihre Beteili-

gung, z.B. an der Asußenpolitiknoch verschwindiend, obwohl sicher-
lich manche der Frauen hierfür Verständnis und Befähigung hat.
Hingegen haben sich schon jetzt weibliche Abgeordnete durchgesetzt auf
Gebieten, die man ihnen anfangs nicht zutraute, wie Handels-
abikomimem zollverträge, Schiffahrtss und Steuerfragen, Wirtschafts-
politik, Landwirtschaft usw.

Besonders erfolgreich haben Frauen auf dem umfassenden Ge-
biet der Sozialpolitik (es sei hier auf das Jugendwohlfahrtsgesetz
hingewiesen), der Bevölkerungsspolitik(hierher gehört auch sdas Gesetz
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten), in Fragen des Erzie-
hungswesens und der Stmfrechtsreform gewirkt. «

.

Auch die Arbeit im neuen Reichstag wird im wesentlichen diesen
Linien fol en, unter den 8 neu Eingetretenen entstammen Z dem

Lehrberuf Z Sozialdemokratinnen, je eine der Deutschnationalen und
der Deutschen Volkspartei; einige der dies-mal neu Gewählten haben
sich als Sachverständige auf dem Gebiete des Schul- und Erziehungss
wesens, andere auf dem Gebiete des Schutzes von Mutter und Kind,
der Ehe- und Sexualreform einen angesehen-en Namen gemacht, so
daß ihre Wahl mehr als einen bloßen Zuwachs an Zahl bedeutet.

»

Wie bisher·-werdenauch weiterhin die weiblichen Abgeordneten
in erster Linie die Anschauungen ihrer parteien vertreten. Die etwas
weltfremde Idee, daß sich »eine Frauenpartei« bilden könne, hat
keinerlei Aussichten auf Verwirklichung »—- dennoch gab es in der

Geschichteder verflossenen Reichsta e seltene Augenblicke, wo über

Parteitrennungenhinweg eine gewiäeSolidarität weiblichen Stand-

punktes sich fühl-bar machte —-

zum Besten der Jugend, zum Besten
sozialer Bestrebungen. Möge es im neuen Reichstag häufiger ge-
lingen, Frauenkräfte zusammenzufassen für Forderungen der Mensch-

kiclhktefit
und Gerechtigkeit, für Völkerverständigungund Volkswohl-

a r .

«

»

Dahin zu wirken ist Frauenaufgabe auch im Rahmen der

eigenen Parteien, eine Aufgabe, ideren Lösung um so verdienstlicher
ist, je größer die zu überwindenden Widerstände-sind.
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Die deutsche Kohlenwirtschast.
Von Heinrich Löffler,

Die Erzeugung des deutschen Kohlenbergbaus bewegte sich 1927
in Rekordziffern. Innerhalb der jetzigen Staatsgrenzen und ohne
das Saargebiet wurden ins Millionen Tonnen produziert:

Braunkohlen-Jahr Steinkoble Kote Braunkohle Vrllette

Uns Hans Zwa« 87,22 2x,50
x925 x32,72 26,8i j39,79 ZZ,63
1926 . Hö,36 26,25 j59,87 Za,35
x927 s55,59 32,35 t50,55 Zeug

Die Steinkohlenföriderung ist in 1927 um 12,84 Mill.
To. = 9,85 v. H. gegen 1913 gestiegen. Die K o k s p r o d u k ti o n

hat sich nur gering erhöht. Gegen die letzten Vorjahre ist aber auch
bei diesem Produkt eine Steigerung von über 6 Mill. To. festzustellen.
Diese Tatsache deutet auf die durchaus gute Konjunktur in der Eisen-
insdustrie hin, denn sie ist der hauptsächlichsteKoksverbva-ucher. Ge-

waltig ist aber die Produktionssteigerung beim B r a u n k o h l e n -

bergba-u. Bei der Rohsbraunkohle betrug sie in 1927 gegen das

letzte volle Vorkriegsjahr 63,ZZ Mill. To. = 72,6 v.H. und bei der

Braunkohlenbriketterzeugung 14,96 Mill. To. = 69,58 v.H. Der
bereits nach kurzer Kriegsidiauer seinsetzende und sich dann immer
weiter steigernde und auch- nach seine-m Abschluß noch über fünf
Jahre anhalten-de Brennstoffmangel war dem Aufstieg des Braun-

kohlenbergbaus sehr günstig. Rechnet man die Menge der gewonnenen
Rohbraunkohle nach dem Hseizwert auf Steinkohle um (272 To. Roh-
braunkohle = 1 To. Steinkohle), dann stellt sich die Kohlengewinnung
in 1927 auf 21Z,8 Mill. To. gegen 175,6 Mill. in 191Z.

Die Förderung der einzelnen Steinkohlens
r e v i·e r e nahm folgende Entwicklung in Mill. Tonnen:

Jahr Ruhrrevier sgåsirxnFfåsxäAachen Sachsen WITH
i9iZ weis u,09 5-82 Z,26 Wk x-23
i925 . . . . ma, to H,27 5,56 3,54 3,85 1,21;

l926 « « H2-U RAE 5-58 4c-62 Eicle l-Zl

i927 . . . . x18,02 x9,37 5,84 5,02 a,02 x,31

Im Ruhrrevier wurde 1927 erstmalig die Förderung von 1913

überschritten. Dies würde auch schon früher der Fall gewesen sein,
wenn die Kohlengewinnungs infolge Absatzstockungen nicht bewußt
eingeschränkt word-en wäre. Recht beachtlichs ist der Auifstieg in den

Grenzbergbaubezirken Aachen und O.be"rschlesiens.Im Aachener Bezirk
beträgt der Förderaufstieg gegen 1913 rund 54 v.H. Das ist be-

sonders beachstl«ich,weil gerade dieser Bergbaubezirk sei-ne Produktion
nur unter schärfsten Konkurrenzkämpfen absetzen kann. Sehr groß
ist die Mehrförderung gegen 1913 in Westoberschlesien. Sie beträgt
8,28 Mill. To. = 74,6 v.-H.

Ein Teil der Steinkohle wird auf dem Wege der trockenen De-

stillation zu Koks verarbeitet. In dieser Form löste die Steinkohle
einst die Holzkohle bei der Eisenverhüttung ab. Die K o kss

gewinnung in den einzelnen Bergwerksrevieren betrug in
Millionen Tonnen:

. Oh - gi· d - gi- d -

Jahr Ruhrgevket schweifenschlleesfeknAachen Sachsen fastsä

wiz . . . . 24»,737 nor-H o,934 H 0,065 —-

1925 . .. 22,572 noea o,926 07958 0,x97 0,025

i926 . . . 22,186 hoqky o,895 o,965 0,x7(»; 0,123

i927 . . .. 27,:H7 x,239 0,92x x,057 0,223 o,x5«o

Im Rushrgebiet allein werden 85 v.H. der deutschen Koks-

produktion erzeugt. Die Voraussetzungen für das starke Übergewicht
liegen in der ausgezeichneten Fettkohlenpsartie begründet, über die
der Ruhrbergsbau verfügt.
gesetzte Tonne Kohle hat ein Ausbringen von 750 bis 800 Kilo-

gramm Kokssp 500 bis 350 Kubikmeter Gas- und 30 bis 50 Kilo-

gramm Teere, Öle und Ehemikalien. Auf den großen Gasmengens
entfall bei der Kohlsenverkokung beruht das Problem der Gasfern-

mä igsten Verwendung zu bringen. In Ermangelung einer anderen

Verwendung werden sie jetzt unter den Koksöfen verbrannt, wo

minsderwsertigere Brennstofse denselben Zweck erfüllen könnten. Das

Problem der Gasfernversorgung ist jetzt noch sehr umstritten, aber

es wird gelöst werd-en müssen. Ein weit über die Verkokung hinaus-
gehendes Ziel der Kiohlenveredelung ist die synthetissche Ol- und

flüssige Kraftstosfgewinnung Auf diesem schon bereits beschrittenen
Weg iweiterzugehen ist nicht nur für den deutschen Bergbau von

zwingender Notwendigkeit, sondern auch für die gesamte Wirtschaft
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voin.aller«höchstserBedeutung, denn die Zahlen über die Ol- und

flüssige Kraftstoffeinfuhr in der Handelsbilanz des Deutschen Reiches
reden eine deutliche Sprache.

Die Produsktionssteigerung bei »der Kohlen-
g e wli n n u n g ist nicht etwa auf eine erhöhte Zahl beschäftigter
Arbeiter zurückzuführen, sondern auf die w es e n t li ch g e -

steigerte Arb eitsintensität und die durchgeführten
Rationalisierungsssniaßnahrnen. Die Zahl der be-

schäftigten Arbeiter ist, abgesehen von den Bezirken Aachen und

Oberschlesien, stark rückläufig gewesen. In den einzelnen Steinkohlens
revieren waren A r be i t e r beschäftigt:

Jahr Nuhkreviek sFlZFiZJTIska Aachen Sachsen, ZEIT

x913 .. .. 590 547 zt 739 27 290 xZ 762 26 007 5 729
x922 . . . . 559 900 48 969 42 496 17 666 37 onz H 466
x925 » . . 374 ZU 47 378 29 665 xs 586 24 933 7 UZ
mer .. .. 388 757 50 205 28 8« 2x x02 25 283 7 238

x927 .... 374 097 53 243 26 720 2x 809 22 x2x g 785

Seit 1922 wurden im Ruhrbergbau fast 200 000, in Nieder-

schlesien 16200, in Sachsen 12250 und in Niedersachssen 4200
Arbeiter abgebaut. Wenn trotzdem eine wesentliche Produktions-
steigserung festzustellen ist, dann muß sich also der Fördereffekt je
Mann unid Schicht gehoben haben. Und das ist in der Tat so. In
den wesentlichsten Steinkohlenrevieren betrug der F ör der an te il

je Mann usnd Schsicht in Kilogramnc:

Jahr Rubrrevier Oberschlesien Niederschlesien Sachsen

19x3 .. .. 943 r (39 669 709
1925 . » . 946 s xöq ZU 562

l926 txt-P x270 735 587

x927 . . . . l 132 1 339 - 783 638

Gegen 1913 weist der Förderanteil je Mann und Schicht fol-
gende Erhöhungen nach-: im Ruhrbergbaiu 189 Kilogramm, in

Deutschosberschlesien200 Kilogramm und in Riederschlesien 115 Kilo-

gramm. Nur im Freistaat Sachsen ist ein Rückgang festzustellen.
Die groß-enUnterschiede von Revier zu Revier erklären sich aus den

verschiedenartigen geologischen Verhältnissen.
Die Braunkohlenförd erung stellte sich in den

einzelnen Bergwerksrevieren in Millionen Tonnen:

Jahr Ostelbien deäksigleåsldRheinland Bayern

mz 25,846 38,635 20,335 1,89(-;
1925 39,752 57,783 39,9j7 « 2,j(-;9
x926 · .. 39,7H 56,7x5 40,235 2,2U
x927 Uns-IS HWU 44,600 2,507

Diese Zahlen offenbaren einen außerordentlich günstigen Auf-
stieg. Besonders im Rheinland hat sich die Förderung gegen das

letzte Vorkriegsjahr um 120 v.H. gehoben. Die Braunkohle hat
in der Hauptsache nur binnenwirtschaftliche Bedeutung. Sie kann
in ihrem Urzustand weg-en des hohen Gehaltes flüchtiger Bestand-
teile nicht weit transportiert werden, weil das unlohnend sein
würde, und sie kann vor allem nicht exportiert werden. Soweit sie
nicht in industriellen Unternehmungen verbraucht wird, die den Ge-

winnunsgsstellen nahe liegen, wir-d sie zu Briketten verarbeitet. In
diesem Zustand hat sie den Ruf eines beliebten und handlichen Haus-
feuerungsmittels erlangt und ist daher zur Steinkohle in scharfe
Konkurrenz getreten. Die Braunkohlenbrikettherstel-
lung betrug in den einzelnen Revieren und in Millionen Tonnen:

Eine bei der trockenen Destillation ein-,

verxorgungdessen Ziel es ist, die entstehenden Gase zur zweck-«

Jahr Ostelbien MitteldeutschL Rheinlanb Bayern

j913..... 7,135 8,059 5,825 o,:5
l925i « — « U,085 lZJch 8-997 OJM
x926..... H,235 x3,468 9,476 arg-i
1927ssiss U-701 WZH l0-396 Okl91

So offenbar-en auch die Produktionszahlen aus dem Braun-

kohlensbergbau einen kräftigen Aufstieg. Die Zahl der beschäftigten
Arbeiter ist aber außerordentlich stark zurückgegangen. In den vor- .

genannten Bezirken waren 1922 auf den Braunkohlengruben 176 500

Arbeiter beschäftigt. Im Dezember 1928 waren es nur« 87 Zoo, so
daß ein Belegschaftsrückgang von 50 v.H. festzustellen ist. Wen«n"
trotzdem die Produktion anhaltend gestiegen ist, dann kennzeichnet
dieseTatsachse den Grad der Mechanisierung und Rationalisierung.
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Der deutsche Kohlenaußenhandel wird durch nach-
stehende Aufstellung charakterisiert Er betrug in Million-en Tonnen:

Einfuhr Ausfuhr

Saht -Steinkol)lelKoks l VII-I SteinkohlelKoks s Brikette

- l9l3. . . . x0,557 0,595 mos 36,90x 6,433 0,86x
l925. . . . 7,57x o,089 2,487 22,897 7,366 moa
l926. . . . 2,556 o,091 2,235 Z9,920 ro,570 2,365
l927. . . . . 4,993 o,222 2,807 27,679 8,579 Mög

«

Die Kohleneinfuhr der letzten Jahre ist wesentlich ge-
ringer wie die von 1913. Unter den Ausführmengen sind
auch die Reparationslieserungen auf Grund des Versailler Ver-
trages enthalten. Daß die Ausfuhr in 1926 besonders groß war,
war dem sechs Monate anhaltenden englischen Bergarbeiterstreik zu-
zpfchreibemwährend dessen Dauer Deutschland sichl als hauptsäch-
IkchsterVersorger des europäischsenKontinients betätigen konnte. Daß
dann die Ausfuhr in 1927 geringer sein würde, war vorauszusehen,
nactidem die englische Kohle wieder sauf dem Weltmarkt erscheinen
konnte. Der Ausfuhrrückgang in 1927 gegen 1926 bietet daher keine

ÜberraschUn.g«
,

Das abgelaufense Jahr 1927 brachte, wie nachgewiesen wurde,
ern-e starke Vermehrung der Kohlenproduktion. Gegen das Vorfahr
stleg auch- die Einführ, während die Ausfuhr zurückging. Die Mehr-
mengelp die sonach Deutschland zur Verfügung standen, wurden von

de? Heimlschen Wirtschaft aufgezehrt. Die nachfolgende Aufstellung
Zeigt erstens den monatsdurchschnittlich en Brenn-
sp o.f f V e r b r a U ch unter Umrechnung auf Steinkohle nach dem

HSIZIVertund zweitens den S t e i n k o h l e n v e r b r a u ch unter

Zuruckrechnungvon Koks auf Steinkohle. Der d e u t s ch e K oh le n ·

V e V b r a U ch betrug in Millionen Tonnen:

Gesamtverbrauch Steinkoblenverbrauch
alle Brennstoffe out Koks auf Steinkohle zus-

Steintohle umgerechnet ruckgerechnet

Monatsdurchfchnittl913 12,325 10,388
» l925 u,335 8,683
» l926 U,053 sum
« 1927 i2,809 9,956

Gesamtverbrauch Steinkohlenverbrauch
alle Vrennstofse auf Kote auf Steintoble zu-

Steinkoble umgerechnet rückgerechnet

Januar i928 . . . . . Wan x0,259

Februar x928. . . . . 13,284 x0,255

März 1928 . . . . . . H,265 x0,944

Dies-e Verbrauchszahlen sind als ein Konjunkturbarometer zu
werten. Sie legen Zeugnis für eine gute Wirtschaftslage ab. Dabei

ist noch«zu beachten, daß in der gesamten Wirtschaft Brennstoffer-

sparende Maßnahmen durchgeführtsind, flüssiger Heizstoffimmer
mehr in Verwendung genommen wird und Wasserkräfte im Dienst
der Energieerzeugung stehen. Bei gleichen Heiz- und Energiieverhalts
nissen wie 1913 würde der Kohlenverbrauch- noch größer gewesensein.

Die Tage des deutschen Bergbausi, von der produktionssseite
aus gesehen, war durch-aus befriedigend. Um die Produktion aber

abzusetzen, mußten große Preisopfer gebracht werden. Besonders-auf
den Märkten, wo die Konkurrenz aufein-ansderstößt.Der englische
Bergbau setzt nach amtlichen Revisivnssberichten schon seit lzi Jahren
seine Kohlen-produktion, die monatlich 20 Millionen übersteigt, nur

mit Verlusten von 1 bis 154 Schilling je Tonne ab. Dies-es Schleudern,
um iden. Markt zu behaupten, hat für Deutschland, besonders aber
für den Aachener und den Ruhrbergbau, in preismäßiger Hinsicht
starke Rückwirkungen. Der Reichskohlenverband bestimmt und ver-

öffentlicht zwar die deutschen Brennstoffverkausspreise; aber es sind
keine Mindest-, sondern Höchstpreise, die infolge heftigster Kon-- .

kurrenz nicht eingebracht werden und- im - usland keine Gültigkeit
haben. Bis zum Zl. Mai 1928 stand der Durchschnittspveis des

Ruhrbergbaus in der Nähe von 17,50 Re«ichsmark. Nach dem von

Professor Dr. Schmalenbach in Gemeinschaft noch mit anderen Herren
erstatteten Gutachten über den Ruhrbergbau betrug der Erlös des

Syndikats für die abgesetzte Tonne Kohle im Durchschnitt einschließ-
lich Handelsgewinn 14,Z7 Reichsmark. Einschließlich Koks- und

Brikettabsatz betrug der Erlös des Syndikats 15,35 Reichsmark. Er

lag also um mehr denn 2 Reichsmark unter dem Durchschnittspreis.
Daß solche Verhältnisse ihre Rückwirkungen auf die materielle Lage
des Bergbaus und der in ihm beschäftigten Mensch-en haben, ist un-

bestreitbar. Abhilfe kann nur eine vernünftige int er n atio n a le

Verständigung bringen. Und diese sollte man anstrseben, be-
vor man sich gegenseitig niedergekämpft hat.

Wanderersürsorge.
Von Dr. jur. Freiherr v. W r a n g e l.

Ein Gebiet, das wie kaum ein anderes im Mittelpunkt der

Wohlfahrtsbestrebungenstehen sollte, ist die Fürsorge für mittellose
Wanderer. Ihre Zahl ist infolge der Arbeitslosigkeit außerk
ordentlich stark im Steigen begriffen; Bettelei und Landstreicherei
haben auf dem Lande und noch mehr in der Stadt zugenommen. Zu
denen, die

haben, treten die Obdachlosen, die ohne feste
Unterkunft und ohne Arbeit sich mit Betteln

durchzuschlagenversuchen- Es handelt sichhaupt-
sächlichum jüngere männliche personen. die

durch dieses Zigeunerleben nicht nur jeden
moralischenHalt, die Arbeitslast und ihre Heimat
verlieren; sondern der Gefahr der Landstraße,
den Lockungen unsauberer Elemente preis-
gegeben sind.

Reben diesen substantiven Gefahren bedeutet
das Tandstreichertum eine Erhöhung der Unsicher-
heit und schließtdie Verbreitung von Epidemien
m sich. Die hilfsbereite Bevölkerungunterstütztin

zwecks Arbeitssuche sich auf die Wanderschaft begeben

Bettler oder bettelnden Landstreicher ergriff und int Armen-

häusern oder Asylen sammelte, sie dort durch behördlich gesammelte
Almosen unterhielt und sie einer geordneten Arbeit zuführte. Jm
weiteren Verlauf der Geschichte finden wir Vereine, die sich die

Aufgabe stellen, ein ganzes Netz solcher Unterkunftsmöglichkeiten
über das Tand zu spannen, um hauptsächlich eine Kontrolle dahin

» auszuüben,daßdie einmal unierstütztenWanderer
nicht sofort erneut unterstütztwerden« sondern
erst dann wieder einer Unterstützungteilhaftig
werden dürfen, wenn eine längere Zeit seit ihrer
letzten Arbeitsentlassungverstrichen und dies
aus einem ordnungsmäßiggeführtenWander-
bucheersichtlichist. Die Leitgedanken sind wieder-
kehrend die gleichen: arme Reisende in wirklicher
Not entsprechend zu unterstützen,die Bevölkerung
von der Belästigung der Bettelei zu befreien,
Eigentumsverletzung zu verhindern und der

gewerbsmäßigenBettelei zu fteuern.
In neuerer Zeit sind es vornehmlich drei

Unkenntnis der Verhältnisse in Einzelfällen
« ·

manchen gewserbsmäßigen Tandstreicher und Müßigganger zum
Schaden aller derjenigen, denen mit den gleichen Mitteln viel mehr
geholfen werden könnte.

Alle diese Grün-de haben schon in früheren Zeiten Staat und

Kommunen veranlaßt,
-

· s

·

ihrbesonderesAugenmerk
dem Bettelunwesen und
der Landstreicherei -zu-

zuwenden.
Die Mittel sind zu den

verschiedenen Zeiten auch
verschiedengewesen. Im
Mittelalter findsie darauf
abgestellt gewesen, die

Bettelei und das Landstreii
cherunwesen dadurch zu
bekämpfen, daß man die

Fachverbände, der Gesamtverband deutscher
Verpflegungsstationen (Wandererarbeitsstätten),der deutscheHerb«erg5-
verein und der Zentralverband deutscherArbeiterkolonien, die sichder

Wandererfürsorge besonders annehmen und auf ihre fa ch g e m ä ß e

Durchführunghinzuwirken versuchen. Noch fehlt es an einer einheit
lichen Regelung für das

'

ganze DeutscheReich. Am

weitesten fortgeschritten
auf diesem Gebiete ist
Württemberg, was die

Landesorganisation an-

betrisft, die vorbildlichste
Wandererarbeitsstätte ist
die vor den Toren Ber-

lins, L o b et al bei
Bernau. — Für Wan-
derer mit fesiem Ziel bie-
tet die Wandererarbeits·

.

» -,--;j-«
,-,. ,

.

J- Naseweis-«- verschieva
W— ««—S-—s—s—--,
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stätte einfachste Unter-

kunft, da diese Gäste ge-
wöhnlich nur für sdie

Nacht blieb-en. Wande-

rer, die auf Arbeitssuche
sind, werden bei der

Aufnahme auf anstecken-
de Krankheiten unter-

siucht, erhalten einfach-
stes Frühstück, Mittag

, » ,

und Abendbrot und

:
M - wohnen zu viert gemein-

sam in einer Schlaf-
stube. Daneben befinden sich Tagesräume, Eßsäle und Arbeits-

räusmez denn nur gegen Arbeit findet Aufnahme statt. Eine Haus-
ordnung regelt Aufstehen und Schlafengehen; Betten und Stuben
werden »von den Gästen selbst in Ordnung gehalten-.

Unter Leitung eines Hausvaters —- meistens eines Geistlichen —-

steht der ganze Betrieb. Er sorgt für Ordnung, Zucht und Sitte,
Sauberkeit und Ruhe. Die Ankommenden wer-den von ihm dem
Arbeitsamt gemeldet und-, soweit Arbeit vorhanden ist, mit den not-

wendigen Papieren zur Arbeitsaufnahme auf die Wanderschaft
geschickt. Soweit dies nicht angängig ist, finden sie Arbeit durch
Holzzerkleinern oder im Gartenbetrieb oder werden privaten Arbeit-

gebern gegen angemessenen Lohn zur Verfügung
gestellt. So wird! den Wanderern das Gefühl
genommen, auf Almosen angewiesen zu sein, sie
wer-den zur Ordnung und Sauberkeit erzogen, »

lernen wieder arbeiten und lernen Gemeinschaftss » H

sinn und Kameradschaft. -

"

Neben der Arbeit werden ihnen Muße-
stunden gegönnt, in denen sie sich mit sich selbst
beschäftigenkönnen, lesen, singen oder sich wissen-
schaftlich fortbil-den, sei es in der Erlernunsg eines

bestimmten Handwerkes oder nur Schönschreiben.
Der Hausvater ist ihr geistiger und leiblicher
Seelsorger, der auch zu- gegebener Zeit Strenge
walten lassen muß. Ein nicht unerheblicher
Teil der Gäste sind Strafentlassense, die entweder
auf der Wanderschaft begriffen oder aus Ge-

fängnisansstalten direkt der Wandererarbseitsstätte
zugeführt werden und dort zu brauchbaren
Menschen geformt werden sollen. »

Jn jedem Land-esteil werden bestimmte Wege-
strecken zu ausgesprochenen Landstraßen. Sie
entwickeln sich aus den verschiedensten Grün-den
je nach der Lage der Industrie und Arbeitsgelegenheit An diesen
Wanderstraßen sind Wandererarbeitsstätten zu errichten, deren

Entfernung Lvoneinander ein-em« mäßigen vFußtagxemtarschsent-

spricht. Sie dienen allen solchen mittellosen Wanderern zur Rast
und Unterkunft, die sich über ihre Person durch einen Paß
und über ihr Wanderziel durchs einen Wanderschein legitimieren
können-. Die Wandererarbeitsstätten sollen gleichzeitig die Arbeit-
suchenden auf Arbeitsgelegenheit hinweisen und sie gegebenenfalls in
neue Arbeit vermitteln. Sie dienen dem geordnet-en Wand-erleben und
sollen vermeiden, daß Wanderer aus Not oder planlosigkit der
Bettelei und der Landstreicherei anheimfallen.

In der Riegel werden diesen Wandererarbeitsstätten Obdach-
losenheime anzugliedern sein, um alle die Wanderer, die der Wander-

ordnung — solche bestehen z.5. in verschiedenen Landesteilen —

nicht unterliegen, aber mittellos und arbeitsfähig sind, aufzunehmen.

Der Wanderordnung un-

terliegen diejenigen
nicht, die weder im Be-

sitz eines Wand erscheines
sind noch sich durch paß
legitimieren oder über

ihre letzte Arbeits-stelle
Ausskunft geben können.
Auch hier soll verhütet
werden, die Obdachlosen
der Bettelei und Land-

streicherei anheimfallen
zu lassen. Jn diesen
Heimen bleib-en die Obdachlosen 1 bis 2 Tage und werden zur Ver-

richtung einer gewissen Arbeitsleistung angehalten. Alsdann wir-d

ihnen ein ordnungsmäßiger Wanderschein ausgestellt. Nur arbeits-

fähige mittellose Wanderer finden in den Wandererarbeitsstätten und
den Obdsachlosen-heimen Aufnahme. »Nicht arbeitsfähige gehören in

Heime der öffentlichen oder freien Wohlfahrtspflege.
Nicht unmittelbar-zur Wandererfürsorge gehören die Arbeiter-

kolonien, in denen arbeitslose männliche personen, die der Gefahr
unterliegen, auf Abwege zu geraten, und Strafentlassene Aufnahme
finden, um sie durch landwirtschaftliche oder andere Tätigkeit einem

geordneten Leben wie-der zuzuführen.
Jm allgemein-en können mit diesen vor-

genannten Anstalten auch Herbergen zur Heimat
verbunden oder ihnen angegliedert werden, um

zahlenden durchreisend-en Wanderern eine billige
und sausbere Unterkunft zu- bieten-.

Es ist mit besonderem Dank zu begrüßen, daß
die vorerwäshnten Fachiverbände sich dieser um-

fangreich-en fürsorgerischenTätigkeit angenommen
haben. Es darf aber nicht verkannt werden, daß
auch Reich, Staat und Gemeinden hier noch ein

segenssreiches Feld der Tätigkeit erwächst und

besonders die größeren Städte und Kommunal-

verbände in ihrem- eigensten Interesse dieser
Fürsorge iihr besonderes Augenmerk zuzuwenden
haben. Sind damit auch Kosten verbunden, an

denen sich Kommunen und Kommunalverbände

» anteilmäßig zu« beteiligen haben werden, so
stehen diese in keinem Verhältnis zu den

Gefahren in sittlicher, moralisch-er, hygienischer
und volkswirtschaftlicher Hinsicht, denen die All-

gemeinheit ausgesetzt ist.
Die Erfolge, die mit einer systematisch

aufgezogenen Wandererfürsorsge in anderen Landesteilen des Deutschen
Reich-es bereits gemacht sind, sprechen ein-e beredte Sprache. Das

ständige Anwachsen der Besucherzahl der Wandererarbeitsstätten, das

rapide Sinken der wegen Bettelei oder Landstreicherei Bestraften,
die steigende Linie der zur Arbeit Vermittelten und die Säuberung
der Landstraßen von planlos herumstreichenden Wanderern zeigen,
daß hier eine Fürsorge in die Hand genommen werden muß, die

unendlich viele Segen und Gutes leisten kann.

Es ist zu hoffen, daß diese Fürsorge bald auch dort aufge-
nommen wird, wo sie bisher noch nicht besteht und sich öffentliche
und freie Wohlfahrtspflege mit allen Kräften der Wandererfürsorge
annehmen, um: »Arme Reisende in wirklicher Not entsprechend zu

—

unterstützen, die Bevölkerung von der Belästisgung der Bettelei zu

befreien, Eigentumsverletzungen zu verhindern und der gewerbs-
mäßigen Bettelei zu steuern.«

KommunaleFinauzsiaüstikfür 1925 und WA.
Von Dr. Karl Marder, Berlin.

Welche Kosten verursachen die einzelnen Aufgabengebiete der

öffentlichen Verwaltung und aus welchen Quellen wer-den die er-

forderlichen Ausgaben gedeckt? Diese Frage steht seit der Finanz-
reform von 1920 im Mittelpunkt aller Finanzausgleichsverhand·
lungen, sie beherrscht die «Aus-einandersetzungenüber die steuerliche
Belastung der Wirtschaft.

Die Antwort sollte uns die Reichssfinanzstatistik geben, die seit
1925 auf Verlangen des Reichstages durchgeführtwird. Die Arbeiten
des statistischen Reichsamtes sind jedoch noch nicht abgeschlossen. Wir

wissen nur, wie hoch die Steusereinnashmen von Reich, Ländern und
Gemeinden 1913 und 1925 waren, wie die Steuereinnahmen aus.

Reichs-, Landes- und Gemeindesteuern sich entwickelt haben (ohne
daß wir wissen, wem sie zugeflossen sind). Wir wissen zwar auch,
wie sich im ganzen die Ausgaben für das Rechnungsjahr 1925 auf
die verschiedenen Aufgabengebiete verteilen, ohne daß aber die Unter-

teilung auf Reich, Länder und Gemeinden bekannt ist. -

Wer sich heute einen Einblick in die finanzielle Auswirkung
der gegenwärtigen Aufgaben- und Ausgabenverteilung verschaffen
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will, ist daher vorläufig noch auf andere Erhebung-en als die amtliche

Reichs-finanzxtatistiksangewiesen. Für die größeren Gemeinden hat
sich der Ver and der deutschen Städtestatistiker der Aufgabe unter-

zogen, und eine Finanzstatistik unter Zugrundelegung der Haushalts-
ansätze für 1925 und 1927 durchgeführt (Bearbeiter: Dir. Dr. Seme-

mannsHannover). Bei den noch immer erheblichen Schwankungen der

wirtschaftlichen Entwicklung weichen heute Voranschlag und Rech-
nungsergebnis zwar oft stark voneinander ab, so daß die Seute-

mannsche Statistik in ihrer praktischen Verwendbarkeit naturgemäß
hinter der Reichsfinanzstatistik, die auf der Rechnung aufbaut, zurück-
steht. Sie hat aber den Vorzug der größtmöglichen Aktualität sowie
größter Einfachheit und vermag dabei doch die Grundlinien der

finanziellen Entwicklung anzudeuten. Mehr als andeuten kann sie
aber nicht, denn jeder vergleichenden Finanzstatistik hängen Wesens-
mängel an, die ein Eingehen auf Feinheiten ausschließen. Die Ver-

schiedenheiten der Landesgesetzgebung,die örtlich verschiedene soziale,
wirtschaftliche »und organisatorische Verfassung der Kommunen lassen
sich nicht ungestraft vernachlässigen. Die folgende Darstellung be-
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schreinktsich idaihek darauf, in«groben umrissen die fingnzwiktschafv
IIche Entwicklung der Städte über 50 ooo Einwohner in den letzten
Jahren darzuftellen. Wer tiefer eindringen will, moge im Statistischen
Jahrbuch XXIIL Jashrgaang die Zahlen für die einzelnen Städte

·

studieren.
·

.

Bei unsern Betrachtungen soll Berlin wegen seiner Bedeutung
gesondert behandelt werden, die übrigen Städte ·über 200 000 Ein-

WOkiUer (18 Vergleichsstädte), die Städte zwischen 100 900 »und
200 000 Einwohner (19 Vergleichsstädte)und die 29.Vergleichsstadte
zwischen 50 000 und 100 000 Einwohner sind Jeweils zu Gruppen
zPsAMMengefaßuDen Betrachtungen liegt außerdem nur der ordent-
liche Haushalt zugrunde, auch- sind die Werkbetriebe »aus-geschieden,
jo daß lediglich dieDaten der ordentlichen Kämmereiverwaltungen
herangezogen werden. s

»

«

Zunächstist festzustellen, daß die A usig asb en der Stasdtenach
den Voranschlägenvon 1925 auf 1927 erheblich gestiegen sind, und
zwar nicht nur absolut, sondern auchs pro Kopf des Einwohners. Sie

betrugenshier in Reichsmark:

in· i92s i927 UTTSFZ
Berlin . . . . . . . . . . Hase i83,80 25,a

LonstStädten über 200000E. HHZ ist-U leZ
Ptadtenv.iooooo—200000E. i3i,32 lass-i 13«Z
Piädten v. 50 ooo—100000 E. i22,72 H i,o2 14,9

Die Steigerung der Aus aben «e Einwohner schwankt somit
Srläppenwelspzwischen 25,4 Ungd13,5-Jv.H., innerhalb der Gruppen
lel st treten erhebliche Differenzen auf. Von den Ausgaben ent-
fallen dabeiauf persönlicheAusgaben- d« h« Aufwendungen für Be-
ssfdungempenswnen Wicht für Arbeiterlöhne, die Sachausgaben im

Sinne der Statistik sind) in v. Hi?

in i925 x926

Zwin- - . . . . . . . . . . . 33,2 Zo,9
sslkstlgenStädten über 200 000 E. . . zi,3 27,6
Ztgdtenvon ioo 000——200 ooo E. . . 34,2 32,1
Dtadten von 50 one-wo ooo E. . . sey-i ZU

Der Anteil derdpersonalkoften ist somit überall zurückgegangen
·

Nun gibt ein Vergleich der Ausgaben selbst noch kein brsauchbares
Bild-Dennderen Höhehängt oft von zufälligenFaktoren ab (Umf·an«g
der Im Etat enthaltenen Nettobeträge und Bruttobeträge usw«.).
Vor allem vermögen »die zahlen- keinen Einblick in die Höhe der durch
Steuern und Werkiiberschüssezu deckenden Ausgaben zu geben, d.«h.
sie sagen nichts darüber aus, ob mit der erhöhten Ausgabe zugleich
dXeZsakilenmäßigeBelastung der Wirtschaft gestiegen ist. Daher ist
fur uns der Fi n anzbe d a rf, d. h. der jeweilige, durch Steuern
UnldsWerküberschüssezu- deckende F e h l b e t r a g von größerem Jnters
esse. Diese Fehlbeträge machten je Kopf der Bevölkerung aus in

Relchsmark
,

. Steiger.in l925 192·7 in v. H.

Berlin . . . . · . . . . . 63,35 83,60 Zi,9
s·on»ft.Städten über 200000 E. 62,7ii 7 Lea 14,5
ktgdtenv;iooooo—200000E. Eis-Ia SMZ 19s2
Stadten v. 50 ooo——xoooooE. 53,32 63,85 19,6

,
Sie Wkifenso Steigerungen auf, die zum Teil weit über die

vlfUsgabesteigerungenhinausgehen. Trotzdem ist der Anteil der
Steuern an der Deckung dser Ausgaben von 1925 auf 1927 zurück-

——-——

Die Lage in Frankreich.
«

In Frankreich ist zu Anfang dieses Monats die neugewählte
KammkrZUfammengetreten Es haben sich die Kammerfraktionen
nFUgebIVdet Das Präsidium der Kammer wurde neugewählt und

ldle·Regierung«hat, in der Kammer durch den Ministerpräsidenten
DOUITCVSim Senat durch den Justizminister Barthou, die Programm-
erklampsszUV Verlesung gebracht. Dadurch hat sich das politische
Bild Migermaßen geklärt. «

Bekanntlichsind die französischenParteien keine so festgefugten
und klaren Gebilde wie etwa die deutschen, und entsprechen die

Fkaktionsenim Parlament keineswegs den Parteien im Lande« Ob-

swohl die fkanzösifchenWahlen am 22. und 29. April«stattfanden,hat
-

man erst Ietzt mit einiger Genauigkeit erfahren, welches Bild die
neue Kammer fraktionsmäßigbietet. Das erklärt sich daraus, daß

gegangen, die Hauptlast des Mehrbedarfs ruht (nachden Haushalts-
plänen) auf den Überschüssender Betriebe. Die Gesamtausgaben
wurden nämlich gedeckt in- -v.«H.:

Berlin sonst« Städte üb- St.v.iooooo St.v.soooo

durch 200 000 E- biseoo ooo E. visiooooo E.

1925 l 1927 1925 s 1927 19251 1927 192511927

Steuern..... sH 49,Z 48,0 sichs 49,Z 47,5· 48,6 45,8»
Werküber-

«

schüfse..... 5,5 8,9 9,0 ,i2,4 r,Z 1.0.8 6,9 8,8

Ob die tatsächlicheEntwicklung dem entsprochen hat,"ist bei den

starken Mehr-eingängen an Überweisungenund Realsteuern infolge
der« guten Wirtschaftskonjunktur sehr fraglich.

Auf welchen Aufgabegebieten sind nun die Mehrans-
gaben entstanden, worauf ist der vergrößerte- Fehlbedarf zurückzu-
führen? Die Seutemannschen Zahlen zeigen, daß Ausgaben wie
Fehlbeträge in nennenswertem Umfang nur gewachsen sind beim

W o h lf a h r t slw es e n , weniger stark beim Schul- und Bildungs-
wesen. Bei der allgemeinen Verwaltung, im Bau- und Straßenwesen
sowie im Gesundheitswesen sind dagen die Fehlbeträge im wesent-
lichen gleich geblieben oder sie haben sich sogar verringert. Wie hoch
die Woihlfahrtslasten veranschlagt wurden,«geht aus folgenderAuf-
stellung hervor. Je Kopf des Einwohners entfielen in Reichsmark
an Ausgaben iund Fehlbeträsgem

bis 200 000 E. bis 100 000 E.

1925 I 1927 19251 1927

sonst. Städte av. St.v. ioo ooo St.v. so oooBerlin
200 ooo E.

1925 s 19271925 s 1927

Ausgaben 27,2i 43,0il25,2i«36,68 25,78 32,50 2i,56 28,81

Fehlbeträge.. 23,6i 39,69 2i,79 Zi,59 20,7-i 27,54 17,0925,48

Die Folge dieser Änderungen im städtischen Etat ist der Rück--

gang des Anteils aller Verwaltungszweige und die Steigerung des

Anteils der Wohlfahrtspflege. Auf diese entfällt in Berlin mehr als
ein Drittel, in den übrigens Städten nahezu ein Drittel des

Finanz-bedarfs, und zwar betrug der Anteil des. Wohlfahrtswessens in v.

des Finanzbedarfs:
o

in i925 i927

Berlin. . . · . . . . . . . . . 27,5 ZM
den übrigen Städten uber 2oo ooo E. 26,7 Z2,8
den Städten v. ioo 000—200 000 E. 27,0 Zo,8
den Städten v. 50 ooo—ioo 000 E. 25,8 28,0

An zweiter Stelle stehen die Fehlbeträge beim Schul- und Bil-

dungsswesen mit durchschnittlich 25 v. H. Jnteressant ist, daß der An- .

. teil »der allgemeinen Verwaltung sich in allen vier Gruppen verringert
hat trotz der in den Etats schon zum Teil berücksichtigtenBe-

solsdungserhöhungenzein Beweis dafür, daß die städtischeVerwaltung
zwischen «1925 und 1927 weiter rationalisiert wurde. »So betrugen
die Fehlbeträge der allgemeinen Verwaltung in v. H. des Gesamt-
sinanzbedarfs in Berlin 16,8 bzw. 13,6, in Gruppe 11 16,9 bzw. 14,4,
in Gruppe Ilsl 20,6 bzw. 17,1, in Gruppe IV 20,6 bzw. 19-7.

Bei der Aufstellung der Etats für 1927 war allerdings noch nicht
zu übersehen,daß das Reich die Kosten der unterstützsendenErwerbs-

losenfürsorgezum großen Teil übernehmen würde. Wie sich die rech-
nungsmäßigen Ergebnisse, d. h. die tatsächlichen-Ausgaben, in Wirk-
lichkeit gestaltet haben, wird die Reichsfinanzstatistik für 1927 zeigen,
deren Ergebnisse hoffentlich am Anfang des nächsten Jahres vor-

liegen. Es

isst
dann dringend zu wünschen, daß die Veröffentlichung

der Ergebnis e in einer Form erfolgt, die dem praktischen Bedürfnis
entspricht, d. h. getrennt nach Reich, Ländern unsd Gemeinden.

Zur Zeitgeschichie ::

diese Fraktionen großenteils wechselnde Gebilde sind, bei denen
weniger das Programm als die Persönlichkeiten der Füshrser die
Gruppierung bedingen. So sehen wir denn, daß dass Bild, das die
französischeKammer nach den letzten Wahlen bietet, nicht nur durch
die Gewinne und Verlust-e der einzelnen Fraktionen, sondern auch
durch Ums und Neubildungen der Fraktionen eine Änderung erfahren
hat. Z. B. hat sich die Gruppe der Sozialrepublikaner, die, was das

Programm angeht,«zwischen den Radikalen und den Sozialisten steht
und in «-deralten Kammer 43 Mitglieder hatte, darunter Painlevö
und Briand, in zwei Gruppen von 15 bzw. 18 Abgeordneten geteilt.
Der frühere«radikaleAbgeordnete Fr-anklin-Bouill-on, der sich mit
seiner Partei im Herbst letzten Jahres entzweit und aus ihr aus-

getreten war, hat ein-e eigene Fraktion, die sich Unionistische Lin-te

nennt und 1·8Mitglied-er zählt, aufgetan, und 36 Abgeordnete haben
sich noch keiner Gruppe angeschlossen, Das Parteibilds der fran-
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zösischenKammer hat sich also noch weiter kompliziert. Bemerkens-
wert ist jedoch, daß das Kräfteverhältnis zwischen Rechts und Links
in der neuen Kammer, verglichen mit dem der alten, keine wesentliche
Änderung zeigt. Hat doch z. B. die RepublikanischiDemokratische
Vereinigung, nach ihrem Führer auch Gruppe Marin genannt, die
man als große nationalistischskonservative Partei bezeichnen kann
und die die recht-e Flügelgruppedes alten Nationalblocks darstellt,
in der-neuen Kammer 105 Mitglieder gegen 104 in der alten, während
sie unmittelbar nach der Wahl geglaubt hatte, auf 150 Mitglieder
rechnen zu können.

«

Bei den schwankenden Gruppierungen und der großen Anzahl
neuermAbgeordneten die politisch unbeschriebene Blätter darstellen,
ist das Ergebnis der ersten Abstimmungen der neuen Kammer von

Wichtigkeit. Sie fanden sbei der«Wahl des Kammerpräsidenten, der

Vizepräsisdentenund des sonstigen Person-als des Kammerpräsidiums
statt. Der Präsident der alten Kammer war der sozialistische Ab-

geordnete Fernand Bou«isson,nicht zu- verwechseln mit idem bekannten

Professor und Pazifisten Ferdinand Bouisson. Als Sozialist und

Gegner der ,,nationalen Einigunsg«, der von Poincarå im Sommer

1926 zur Rettung des Frank gebildeten Regierungskoalition, ist er

der Rechten trotz seiner vortrefflichen Qualitäten als Leiter der
Kammer ein Dorn im Auge, und sie stellte ihm den obengenannten
Franklin Bouillon als Gegenkandidaten gegenüber. Bouisson wurde

jedoch mit 327 gegen 242 für Franklin Bouillon abgegebene Stimmen

wieder-gewähltund ebenso beinahe das ganze frühere, der Linken an-

gehörige Personal dies Kammerpräsidium5. Das schon öfter tot-gesagte
Linkskartell, jene Gruppe von Fraktionen und Parteien, die in den

Wahlen von 1924 die Mehrheit gewann, hat sich alsfo bei der Wahl
des Kammerpräsidiums spontan wieder zusammengsefundem und ies

zeigte sichsdabei, daß das Mehrheitsbild der Kammer, was die beiden

großen historischen und allein wirklich realen Strömung-en des inner-

politischen Lebens Frankreich-s angeht, in der neuen Kammer so ziem-
lich das gleiche ist wie in der alten, die das Ergebnis ausgesprochener
Linkswahlen gewesen war.

Die gegenwärtige Regierungskoalition, die der nationalen Einig-
keit, überschneidet jene beiden großen, shiftorischen Tendenzen, da sie
außer einer Anzahl von Gruppen, die die Rechte und die Mitte der
Kammer ausmachen, auch die Kerntruppe der bürgerlich-enLinken,
nämlich die Radikalem umfaßt. Sie ist demnach sehr heterogen, nur

entstand-en unter der Drohung der Währungskrise im Sommer 1926
und zusammengehalten von der überragenden Autorität und Energie
Poincarös und der Gefahr der jederzeit möglichen Erneuerung der

Währungskrise. Man kann sagen, daß Poincarö beinahe zwei Jahre
lang mit der Peitsche der Währungskrise die heterogene und oft
widerstrebende Regierungskoalition der nationalen Einigkeit ge-
zwungen hat, ihm zu folgen. Die Frage ist, wie lang-e ihm das noch
gelingen wird. Alles drängt auf eine baldige gesetzliche Stabilisierung
des Frank. Die französsischeRegierung ist dazu ohne fremde Hilfe
in sder Lage, und es kann heute nicht mehr zweifelhaft sein, daß sie
nicht daran denkt, den Frank, wie viele Interessenten wünschen, noch
weiter zu revalorisieren, sondern, »daßsie ihn auf den« Kurs, auf dem
er seit reichlich M Jahren de facto stabilisiert ist, nämlich auf etwa
VI des Goldwerts gesetzlich stabilisieren will, und zwar in aller-

nächsterZeit. Dann wird Poincarö mit der Peitsche der Währungss
krise seine zwsiespältige Majorität nicht mehr vorwärts zwingen
können, und die Frage ist, ob er ein Regierungsprogramm hat, womit
ers das vermag.

Die Regierungserklärung, mit der er vor die neue Kammer ge-
treten ist, ist sehr langatmig, phrasenhaft und wenig präzise und hat
weder in der Kammer noch im Senat viel Beifall gefunden und

ebensowenig in der französischen Presse. Man hätte annehmen
sollen, daß die Kammer, die angeblich für oder gegen Poincarå ge-
wählt worden war, Poincarå eine große Ovations bringen würde;
das ist keineswegs geschehen. Der- Beifall war dünn und iso heterogsen
wie die Koalition, auf die die Regierung sich stützt. Wenn daraus
in einigem Erstaunen von guten Beosbachtern der Schluß gezogen
wurde, die Position Poincares sei wesentlich schwächer, als sman

hätte glauben sollen, so trifft das das Richtige. Nach Durchführung
der legalen Stabilisierung kann die Regierungskoalition der natio-
nalen Einigkeit jeden Tag auseinsanderbrechen und die Regierung
Poincarei stürzen. Diese Schlußfolgerung muß man aus den ersten
Sitzungstagen der neuen französischen Kammer ziehen.

Es ist vielfach vermserkt worden, daß die Regierungserklärung
Poincarös den Gedanken der Verständigung, des Friedens und der

Völkerversöhnung ausführlich und mit einer bei Poincarcä wenig
gewohntenWärme zum Ausdruck brachte. Man shat darin »die Hand
Briands zu verspüren geglaubt. Aus dem, was hier über die politische

Struktur der neuen französischenKammer gesagt wurde, findet dieser
Passus von Poincareäs Erklärung ihren innerpolitischen Sinn: Die
Kammer hat eine Linksmeshrsheit und die Linke ist für die Ver-

ständigung mit Deutschland, diese Tendenz ist sogar im Zunehsmen
Poincar6, der einer der geschicktestenTaktiker des französischenParla-
ments ist, weiß das und hat das im außenpolitischen Teil seiner
Regierungserklärung entsprechend eskomptier-t.
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Die große und entscheiden-de Frage für die Weiterentwicklung
der deutsch-französischenBeziehungen ist nun freilich, in welcher
Weise sich der Verständigungswille der französischen Kammer in
Taten auswirken wird-

Die so. Tagung des Völkerbundsrat-w
Der Völkerbundsrat hat Anfang dieses Monats seine Zo. Tagung

abgehalten, die infolge der Nichtanwesenheit der Außenminister
Frankreichs und Deutschlands weniger Aufmerksamkeit in der Welt-

öffsentlichkeitund besonders in Deutschland gefunden hat, als dies

sonst der Fall zu sein pflegt. Die Tagung war jedoch keineswegs
unwichtig, weder vom allgemeinen noch erst recht vom deutsch-en
Standpunkt aus gesehen. Denn es— standen auf der Tagesordnung eine

Anzahl Fragen, die »wichtigedeutsche Interessen direkt oder indirekt

angingen.
Da war zunächst die St.-Gotthard"-Affäre, die Frage jener

an der österreichischsungarischen Grenze aufgehaltenen heimlichen
Maschinengewehrsendung. Sie wurde von der Kleinen Entente und

Frankreich gewaltig auf-gebauscht, und es wurde versucht, aus ihr
eine Verschärfung des Jnvestigationsverfahrens heraus zu entwickeln

bzw. die Befugnisse des Ratspräsidenten zu erhöhen. All diese Be-

strebungen sind so ziemlich erfolglos geblieben. Ungarn bekam einen

schwachen Verweis. Durch die vom Rat in dieser Frage angenommene
Resolution wurde festgestellt, daß das Jnvestigationsrecht, wie es

nach den Friedensverträigen und den verschiedenen Völkerbunds-

protokollen besteht, unverändert bleibt. Die Bemühungen, das Aus-

nahmekontrollrecht des Völkerbundes zuungunsten der im Welt-

krieg Unterlegenen hat also keine Verschärfung erfahren.
Der ungarische Optantenstreit ist nur formell erledigt worden,

hat materiell aber keinerlei Förderung erfahren. Der Völkerbunds-

rat, der eine Lösung nicht finden konnte, hat die Frage einfach von

seinem Verhandlungstisch weg und das Suchen nach einer Lösung
den beiden streitenden Parteien zu-geschoben. Das einzige, was von

seiten des Völkerbundsrats als Einwirkung auf die streitenden
Parteien übrig bleibt, ist ein gewisser moralischer Druck, sich zu
einigen, von idem man sich jedoch nicht allzu-viel versprechen darf.
Man kann hier schwerlich von etwas anderem als von einem Ver-

sagen des Völkerbundes sprechen, dem es eben, wenns ses nicht ge-
lingt, aim Verhandlungstisch eine Einigung zu erzielen, an Mitteln

zur Durch-setzung seines Willens fehlt, besonders wenn mit dem

zweifellos im Unrecht befindlichen Teil, in diesem Falle Rumänien,
eine Großmacht von dem Gewicht Frankreichs verbündet ist.
Ähnliches ist von dem litauischspolnischen Konflikt zu sagen,

nur mit dem Unterschied, daß hier die Kräfteverteilungs für das

kleine Litauen seh-r viel ungünstiger gewesen ist. Die Pression des
kRates auf Litauen war denn auch außerordentlich stark. Entschieden
wurde nichts, und allem Anschein nach wird der litauischspolnische

Gegisjnsatz
den Völkerbundsrat bei seiner nächstenSitzung wiederum

befa en.

Die letzte und für Deutschland vielleicht unmittelbar wichtigste
Frage war die der Minderheitem »die ja, da kein Volk der Welt

so zahlreich-e Minderheiten seines Stammes und seiner Kultur

außerhalb seiner Grenzen wohnen hat wie das deutsche, überhaupt
zu den wichtigsten deutschen Problemen gehört. Diesmal handelte
es sich um die oberschlesischen Minderheitsschulen und eine Anzahl
anderer oberschlesischer Beschwerdepunkte Der Völkerbundsrat hat
sich dem Urteil des Haas er Schiedsgerichis im wesentlichen ange-
schlossen und die Ergebnissekann man als einigermaßen befriedigend
vom deutsch-en Standpunkt aus betrachten. Der deutsche Vertreter
am Ratstisch mußte allerdings gegenüber Ideen über das Minder-

heitenrecht, die dieses Recht zu»negieren versuchten, energisch Stellung
nehmen.

. Die Z. Tagung des Sicherheitskomiteesin Gensc
Der Präsident des Sicherheitskomitees, der tschechoslowakische

Außenminister Benesch, hat das Komitee zu seiner Z. Tagung aus
Mittwoch, den 27. Juni, nach Genf einberufen. Das Komitee, das

bekanntlich auf Grund einer Resolution der letzten Völkerbunds-
versammlung im September v. J. aus der vorbereitenden Abrüstungss
kommission konstituiert wurde, seine konstituierende Versammlung
Anfang Dezember letzten Jahres und seine zweite Sitzung vom

20. Februar bis 7. März d. J. in Genf abgehalten hat, hat sdie Auf-
gabe, die Sicherheitsfrage parallel zu den Arbeiten der vorbereitenden

Abrüstungskommission zu behandeln. Die Tagesordnung der dritten

Sitzung enthält folgen-de vier Punkte:
I. Zweite Lesung der in der letzten Sitzung des Komitees aus-

gearbeiteten Moidellverträge.
2. Studium der deutschen Vorschläge über Kriegsverhinderung.
Z. Studium der Modelle für zweiseitige Verträge.
4. Fortsetzung des Studiums gewisser Artikel des Völkerbunds-

paktes.
Dasvon ist Punkt 2 nicht nur für uns der wichtigste Punkt. Die

deutsche Regierung hatte bekanntlich zur 2. Sitzung des Komitees

gewisse Vorschläge über die Frage des Ausbaus von Verfahren zur
Vermeidung kriegerischer Konflikte in Krisenzeiten vorgelegt. Das

-
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Komitee hat dafür einen Berichterstatter in der Person des belgifchen
Vertreters Rsolin Iaequemyns ernannt, und dieser hat in einem

ausführlichen, gründlichen und objektiven Berichtd.i-e«Vor·züge·und
Schwierigkeiten der deutschen Vorschläge und die «Moglichkeitenihrer
Verwirklichungdurchgeprüft. Dieser Bericht wird die Grundlage der für
Uns sehr wichtigen Verhandlungen über Punkt 2 der Tagesordnung
bilden. Hoffentlich wird es gelingen, dabei im Sinne der deutschen
Vorschlägeein Verfahren zu entwickeln und international zur An-

nahme zu bringen, das eine weitere Garantie nicht nur der euros
Päischen Sicherheit darstellen wird und das mit dazu fuhren wird,

Tuch auf dem Gebiete der Abrüstung endlich den von Deutschland
so Oft und nachdrücklich geforderten ersten Schritt auf dem Wege
Zur allgemeinen Abrüstung zu tun.

"

Mussolinis Rede im Senat.
Die Rede, die Mussolini am 5. d. M. im römischen Senat hieltz

Hat in der ganzen Welt berechtigtes Aufsehen erregt. Seit zwei
Jahren hatte der italienische Ministerpräsident sich zur außiersen

Politik seines Landes nicht geäußert. Es lag Stoff genug vor, um

III einer groß angelegten Rede die sämtlichen außenpolitischenBe-

stellungen Italiens und die aus ihnen sich ergebenden Folgerungen
zu analysierem denn in den abgelaufenen zwei Jahren hat die

italienischeAußenpolitik außerordentlichaktiv an der Ausgestaltung
der italienischen Weltgeltung und der Anerkennung Italiens als

Ulsltmochtgearbeitet. Davon zeugen beredt die 134 internationalen

mach-Dingenund Verträge, die Italien seit 1926 abgeschlossen
hat(IZziudenen eS bseigetreren ist. Mit den unbestreitbaren außen-
pohnschespErfolgen ist der Faschismus nach seiner systematischen
Konsolldlemngim Innern in einen Zustand der Sättigungerns
getreten- der es dem italienischen Ministerpräsidentenermöglichte,
km Gegensatzzu seiner früheren Gepflogenheit, mit staatsmännifchser
Gelassenheitund magistraler Mäßigung über Italiens Stellung in

Im ersten Teil ein-er ei tündi en Rede gibt Mussolini einen
Überblick über die Bjeiehuiixenjdie gItalienmit den Ländern der
Welt verbinden. Er fängtbei apan an und hört bei Albanien
aufs Hei dxeserWeltreife interessierenaus verschiedenenGründen
Auchdie «T" - er, die er nicht berührt hat. Es sind dies Rumclmem
Die ,Tschech0slowakei,Portugal, Mexiko, Velgielh die Nleoeklonde
und die drei skandinavischen Länder. Jeder anderen Nation der

Welt wird dagegen ein Zeugnis erteilt, sogar Siam und der yeinen
werden behandelt. Ganz besonders herzlich werden die Beziehungen
ZU· folgfwdenLändern genannt-, England, Ungarn, Schweiz, Spanien.
MUssolini stellt fest, daß zwischen Deutschland- und Italien zwar

ebenfalls herzliche Beziehungen bestehen, daß aber noch Nebel zu
zerstreuen seien, die sich aus der Einmischung unverantwortrlicher
deYtlcheVKreise in innerpolitische italienische Fragen gebildet hatten.
Hiermit ist naturgemäß die Anteilnahme weitester deutscher-·Kreise
an dem Schicksal Süd-Tik01s gemeint. Auch ssolini durfte-es

. Mcht verborgen sein, daß es ganz gewiß nicht unverantwortliche
Kreise sind, die sich in Deutschland für eine Besserung des Loses der

Süd-Tiroler einsetzen, doch ist die Wahl seiner«Worte immerhin als

großer Fortschritt gegen den sonst von ihm beliebten Ton zu werten.

Zu Osterreich unterhält Italien diplomatischkorrekte Be-

ziehungen. Es läge ans Osterreich, sie herzlicher zu gestalten.
Ausdrücklich wird folgendes festgestellt-
1. daß die Anwesenheit Zaleskis in Rom nicht zu Besprechungen

über einen politischen Vertrag geführt habe,
·2. daß Italien »ein tiefes Interesse daran habe, den Ksanton

Tessin als integralen Bestandteil der Schweiz erhalten zu sehen«,

h»tt
Z. daß die Beziehungen zu Frankreich sich erheblich gebessert

a en.

,

Ge enüber Iugoslawien fehlt es nicht an Ermahnungen. Es

Ist MUsFolinisÜberzeugung daß lau-e BeziehungenzwischenGrenz-
nachbarn keine Existenzberechtigung haben, sie müssenvielmehr aus-

gkpkägt sein: entweder freundlich oder feindlich. Iugoslawien hat
die Wahl.

«

Ver Kelloggspakt wird in der Rede überhaupt nicht erwahnt,

VHWokilMussolini bei Darstellung der italienischiamerikanischenBe-

ZkthNgen ausführlich über die Washington-er Abrustungskonferenz
das· italienisch-amerikanische Schuldenfundierungss und Schieds-
gerichtsabkommen und die Auswanderung spricht.

·

,

Von erheblich rö erein Interesse ist der zweite, allgemeine
Tktl der Rede. sMussgoliäigibt hier Anregungen,»die zur Losungder

- Wtkgsten politischen Probleme der Nachkriegszeit beitragen konnen,
wenn Auch nicht zu erwarten ist; daß der Anstoß hierzu nunmehr
Von Italien ausgehen wird.

sch kJnternationale Vertr" e bse eichnet Mussolini als Men sen-Wer -

das nicht vollendet, sondeijtfiJvergesserungsfähigsei. Auch doS Statut

de? Völkerbundes sehe die Revision unanwendbar gewordener Ver-

tkoge vor. Schwere Komplikationen können vermieden werden,»wenn
durch Revision der Friedensverträge, wo sie einer Revisionbedürfenz
dem Frieden neuer Spielraum-gegeben wird. In diesem Sinn-e sei

die italienische Politik pazifistisch, doch dürfe man sich nicht wundern,
wenn Italien die Wehrmacht beibehalte, die für seine Existenz und

seine Zukunft nötig sei.
Diese Grundgedanken dürften durch die Sympathien Italiens

für das verstümmelte Ungarn eingegeben sein. Ob Mussolini
bereit ist, seine These auch auf andere Grenzen als die ungarischen
auszudehnen und anzuwenden, bleibe unerörtert.

Mussolini erkennt die Revisionsbedürftigkeit des Dawesplanes
an. Dem Frieden unds der Weltwirtschaft würde gedient, wenn hinter
das Geschichtskapitel, welch-es »Reparationen« überschrieben ist, das

Wort »Ende« gesetzt würde. Für Italien allerdings ist der Grund-

satz von der Verflochtenheit der italienischen Kriegsschulden mit den

deutschen Reparationszahlungen uneinschränkbar verbindlich. »

Mussolini behandelt ausführlich das Abrüstungsproblem und

seine Geschichte. Die Verhandlungen seien bereits zweimal auf seinen
toten Punkt angelangt, es müsse jedoch »etwas Positives erreicht-
werd-en, schon- um den deutschen Grundsatz bekämpfen zu können,
der auf dem Dilemma beruhe: Entweder die Mächte rüste-n auf
Grund der Verpflichtung des Friedensvertrages ab, oder aber Deutsch-
land muß ermächtigt werden, sich zu biewsaffnen. Deshalb sei Italien
,,a prjori« bereit, als Grenze seiner Bewaffnung beliebige Zahlen,
auch die niedrig«sten,anzunehmen, vorausgesetzt, daß sie von keiner

anderen europäischsenKontinsentalmacht übertroffen werden, doch
müsse hierbei seine auswärtige Kontrolle aus-geschlossensein.

Am Schluß sein-er Rede bezeichnet Mussolini die Mitarbeit

Italiens im Völkerbunde als aufrichtig und eifrig und beschreibt
die Entwicklung des italienischen auswärtigen Dienstes und die Für--
sorge für die Auslandsitaliener unter dem faschistischen Regime.

sieL
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Wenige Tage vor dieser großen Rede ist am Zo-. Mai in Rom,
wie bereits in unserer letzten Nummer anigekündigt,der italienisch-
türkischeNeutralitätsvertrag unterzeichnet worden. Der Vertrag ver-

pflichtet beide Parteien:
·

I. sich an keinem gegen den anderen Teil gerichteten Bündnis
oder Vertragssystem zu beteiligen, —

2. im Falle eines Angriffs auf die andere Partei Neutralität
zu bewahren,

Z. Streitfragen durch ein Vergleichs- bzw. Schiedsgerichtss
verfahren zu lösen.
Außerdem dürfte sich Italien Einfluß auf die wirtschaftliche

Entwicklung Anatoliens gesichert haben.
Wenn man bedenkt, daß die Türkei vor noch nicht allzu langer

Zeit ernstlich daran dachte, aus dem Gefühl der Bedrohung durch--
Italien heraus ein Defenfivbündnis mit Iugoslawien zu schließen,
so liegt in der jetzigen vollkommenen Frontschwenkung der Türkei
ein unbestreitbarer Erfolg der italienischen Außenpolitik. Es ist
vielleicht übertrieben, von einem Bund der Diktatoren in Europa
zu sprechen, aber die Identität der staatlichen Einrichtungen, wie sie
zur Zeit in Italien und der Türkei bestehen, dürfte nicht ohne Einfluß ,

auf die Annäherung der beiden Länder gewesen sein. -

Seipel über den Anschluß.
Vor einigen Tagen hat ein Journalist mit dem Bundeskanzler

Seipel ein politisches Gespräch gehabt, in dessen Verlan die Rede

auch auf die Zukunft Osterreichs und seine Beziehungen zu Deutsch- -

land gekommen ist. Dabei hat Seipel Äußerungen getan, die, wenn

sie wirklich gemacht worden sind, wohl Anspruch auf größere Be-

achtung verdienen. Er hat u. a. gesagt, daß man heute noch nicht
voraussehen könne, wie sich die zentraleuropäischen Verhältnisse end-

gültiggestalten werden. Tatsache aber sei, daß wir uns auf dem.

eg zur Schiaffung größerer Einheiten befinden. Ebensowenig
könne die Notwendigkeit bezweifelt werden, daß Osterreich in eine

derartig größere Einheit einbezogen werden müsse. Denn es sei.
—klar,daß Österreich auf die Dauer seine sogenannte Selbständigkeit
nicht werde aiufrechterhalten können. Heute allerdings sei
der Zeitpunkt noch nicht gekommen, zu entscheiden, welches die end- —

gültige Lösung sei. Auf die Frage des Iournalisten, wie Seipel sich
denn »zum Anschluß stelle, antwortete dieser: Heute schon sind wir mit
Deutschland in einem viel höheren als dem rein staatsrechtlichen
Sinne verbunden. Unlösbar verbunden. Irgendeine Kombination,
die Deutschland aus-schlösse,kommt für uns in alle Zukunft nicht in «

Frage. Aus wirtschaftlichen und gefühlsmäßigen und tausend an-
"

deren Gründen. Der Kreis der Möglichkeiten, die dann noch übrig-
bleiben, ist allerdings ein viel größerer, als es saus den ersten Blick
den Anschein haben mag. Wir denken diese Probleme durch, wenn

es auch zu irsgeiideiner Aktion noch viel zu früh ist. -

Diese Äußerungen des Bundeskanzlers scheinen uns in doppelter
Hinsicht bemerkenswert zu· sein. Erstens ist es, wenn wir gut
unterrichtet sind, das erstemal, daß Seipel selbst an die »sogsenannte«
Selbständigkeit Osterreichs nicht glaubt, und: zweitens das erstemal,
daß er öffentlich in so bestimmter Form ein Bokenntnis zum groß-
deutschen Gedanken ablegt. Skeptiker, deren es dem österreichischen
Bundeskanzler gegenüber leid-er, undl sicherlich mit Unrecht, viele gibt-
werden allerdings auch hier sagen können, daß er mit den schönen
Worten nur geschickt seine Stellungnahme zum Anschluß vermieden

195



Ver Heimatdieasi

habe beziehungsweise den Anschluß durchirgendeine mystizistische Kom-
bination ersetzen zu wollen. Und« es ist Ja auch nicht bestreitbar, gibt er

es ja selbst zu, daß er sich über das endgültige Verhältnis Oster-
reichs zum Deutschen Reich selbst noch keine Klarheit verschafft hat
und daß er demnach auch den Anschluß in der Form, wie siseheute
auf der Tagesordnung steht, allem Anschein nach nicht als die allein

mögliche Lösung ansieht. Aber außer allem Zweifel steht, daß auch
Seipel sich die Zukunft Österreichs abseits von Deutschland nicht vor-

stellen kann und daß auch für ihn die Schicksalsgiemeinschaft zwischen
Österreich und Deutschland in alle Zukunft eine unabänderliche Tat-

sache ist. - Jedenfalls wird man den Erklärungen des Bundeskanzlers
eine großeBedeutung nicht absprechen können,. zumal sie in einer Zeit

« gemacht worden sind-, in der immer wieder Gerüchte von irgendwelchen
Bestrebungen zur Schaffung einer mitteleuropäischen Zollunion oder
einer Donaufösderation ohne Deutschland auftauchen. Sie werden

sicherlich zur Klärung der Verhältniss-ewesentlich beitragen. —

Das Expose Dr. Benefchs.
Jm außenpolitischen Aiusschuß des Prager Atbgeovdnetenhauses

erstattete Dr. Beneschiaim 6. Juni, einen längeren Bericht über die

Außenpolitiik, worin er sowohl die allgemein-en aktuell-en Probleme
als auch die Fragen eingehend -behandelte, die die Tschechoslowakei be-

soniders angsehen.. Seine Ausführungen waren von seinem starken
Selbstbewußtsein getragen, wie es Herrn Benesch nun ein-mal eigen
ist, so daß man den Eindruck gewinnen konnte, daß seine Stellung,
die in der letzten Zeit in Prag wiederholt als erschüttert bezeichnet
worden war, sich wieder befestigt habe. Auch sein heißes Bemühen,
auch nur den Schein zu meiden, als ob er in der Führung der

Außenpdlitik nicht völlig frei und unbeeinflußt sei, kann nicht darüber
hinwegtäuschen, wie er sich über-all bei seiner Stellungnahme zu
den einzelnen Problem-en aus der französischenRüstkammer die

Argumente holt. Auch in dieser Rede ist noch immer die ,,Solidarität
- der Sieger« zu spüren. So beurteilt er die Arbeiten des Sich-er-

hei ts- au s s ch usse s mit großer Zuversicht, und wenn er es auch
nicht direkt sagt, so spürt man es, einen wie groß-en Anteil an. dem

angeblichen Erfolg er für sich als dem Präsidenten des Ausschusses
in Anspruch nimmt. Demgegenüber ist sein Urteil über die Ver-

handlungen der vorbereitenden A b r ü st u ng s k o n f e r e n z sehr
pessimistisch.Besonders stark französisch pointiert ist sseine Haltung
dem Kellogg sPakt gegenüber. Hier macht er sich alle die »be-
kannten französischenVorbehalte zu eigen und glaubt, daß er schließ-
lich nach Überwindung noch bestehen-der Schwierigkeiten unter diesen
Voraussetzungen zustande kommen wird. AJber auch dann würde er

niemals, wie er ausdrücklich betont, auf »andere Sicherheitsgarantien
und die eigenen Asbwehrmittel« verzichten. Mit anderen Worten:

Regionalverträge und Rüstung bleiben dadurch unberührt. Man muß
sagen, daß sich. in der Äußerung kein allzu großes Vertrauen zudem
Kriegsächtungspakt dokumentiert.

Jnteressant ist die Art, wie Benesch über den Konflikt zwischen
Italien und Jugoslawien hinweghuscht. Er glaubt, daß
dieser sich sein-er Lösung nähert. Wie er sich die Lösung denkt, vers

"

schweigt er; aber in vorsichtiger Weise verteilt er sein Lob und seine
Anerkennung nach beiden Seiten, um ja nicht hier oder dort anzug«
stoßen. Man wird ihm immerhin zustimmen können, wenn er eine

kriegerischeAuseinandevsetziung zwischen den beiden Gegnern für aus-

geschlos en hält; denn die Großmächte haben alles Interesse daran,
einen Ausdruch des Konfliktes zu verhindern, und Jugosilawienund
Italien sind beide nicht ganz frei in ihren endgültigen Ent-

schließungen.
Jn, sehr scharfer Weise setzt sich der tschechoslowakischeAußen-

minister mit der ungarischen Revisionsbewegung aus-

einander. Man mag darüber denken, wie man will, sich-er ist jedoch,
daß die ungarische Propaganda zur Revision des Friedensvertrags
von Trianon in der Tsschechoslowakseieine ziemlich unruhige Stim-

mung erzeugt hat« Die Erklärungen des Herrn Benesch verfolgten nun

offen-sichtlich den Zweck, die entstandene Unruhe zu bannen-. Daß er

dieser Bewegung keinen Erfolg verspricht, hat niemand anders er-

wartet. Ebenso selbstverständlichist, daß er sich hierbei auf die Über-

einstimmung der Kleinen Entente berufen kann, wie er

übrigens wiederholt während seiner Ausführungen rühmend die Zu-
sammenarbeit der Kleinen Entente erwähnt. Man wird auch nicht
fehlgehen, wenn er zu der selsbstbewmßtenErklärung über die

.ungarische Revisionsbewegung aus Pariser und Tondoner Versiche-
rungen Mut geschöpft hat. ·

Zum Schluß seines Exposes kommt Benesch aus seinen Be-

such sin Paris, Brüssel, London und Berlin zu sprechen. Überall
hat er die besten Eindrücke bekommen. Für uns ist am bemerkens-

wertesten, was er über seinen Berliner Besuch erzählt»
Unter besonderer Betonung der guten Beziehungen zwischen den
beiden Nachbarländern »stellt er gern fest, daß all seine Unter-

redungen von aiufrichtigstem Geist und von wahrhaft freundschaft-
lichen Jntuitionen geleitet waren«. Jn Berlin habe er auch Gelegen-
heit gehabt, dies bisherige zentraleuropäische Politik der Tschechos
slowakei genauest darzulegen, sowohl in rein politischem wie in

IN
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wirtschaftlichem Sinn. Er habe betont, daß sie auf dem politischen
Statius quo und auf derstrikten und entschiedenen Aufrechterhaltung
und Wahrung des Friedens beruhe. Diese Erklärungen hat er dann. «

in der Aussprache noch dahin ergänzt, daß die Tschechoslowakei unter

dieser Voraussetzung zu jeder wirtschaftlichen Zusammenarbeit be-
reit sei, wenn ihre wirtschaftliche Souveränität dabei unberührt
bleibe. Er sei daher für kein-e Zollunion noch auch für eine

Donauföderation und ebenso nicht für etwas Ähn-
liches. Andererseits habe er schon wiederholt betont, daß er in«

Zentraleuropa für die Politik im Sinne der Genfer Wirtschafts-
konferenz sei. Es wird gut sein, sich diese Festlegung der tschecho-
slowakischen Politik mit Bezug auf die immer wieder aufflackernden
.Gerüchte von zentraleuropsäischenPlänen Besnesch’für die Zukunft

zu merken. Von seinem Berliner Besuch verspricht er sich übrigens
sehr viel, sowohl für seinen Staat als auch für den Fried-en Europas
überhaupt. Wenn dem wirklich so" ist, so muß man sich fragen,
warum er denn nicht schon früher seinem Vaterland und Europa
dies-en Dienst erwiesen hat.

sDas ganze Exposå Benesschs ist beherrscht von dem Glauben,
daß sich die Verhältnisse in Europa trotz verschsiedentlicher Span-
nungen und mancherlei Gegenströmungen immer mehr konsolidieren
und daß der Friede Europas nicht gefährdet ist. Der deutsche Sozial-
demokrat Dr. Czech hat dem Minister in der Debatte den Vorwurf
gemacht, daß er die Tage zu optimistisch ansehe. Benesch selbst hat
sich zu dem Optimismus bekannt, weil er ihn für durchaus berechtigt
halte. Und man wir-d ihm ohne weiteres zugestehen müssen, daß auch
er als tschechosloiwakisscherAußenminister eine gute Portion Optimiss
mus nötig hat, wenn er sein sicherlich nicht ganz einfaches Amt

einigermaßen gut ver-walten will.

Zur Lage in China.
Unter dem Drucke der südchinesischenHeere faßte Chan.g-Tso-Tin

in der letzten M-ai-woche den Entschluß, Peking und die Provinz
Chishli zu räumen und sich in die Mandschurei zurückzuziehen Die

friedliche Abwicklung der Räumung suchte er durch Verhandlungen
mit seinen Gegnern zu sichern, für die Aufrechterhaltung der Ord-
nung ins Peking wurde ein Komitee von Notabeln eingesetzt. Asm
2. Juni verließ Chang-Tso-Lin selbst die Stadt. Kurz vor dem

Eintreffen des Eisenbahnzuges in Mukden wurde an der Kreuzung
der Peking-Mukden-Bahn mit der südmandschurischenBahn ein
Bombenattentat auf den Zug verübt, durch das ChangsTsoiTin
schwer verwundet wurde. Die Kerntruppen ChangsTso-Lins dürften
in der Man-dschurei eingetroffen sein oder sich auf dem Marsche
dorthin befinden. Die Truppen ChangsTsosChang und iSunsGhuans
Fangs sollen nicht in die Man-dschurei verlegt werden. Sie stehen
in der Umgebung von Tientsin; Verhandlungen über ihre Über-
nahme durch die Nankingregierung sind im Gange. Die Hauptmacht
yensHsisShans steht ism Westen und Südwesten von Peking. Teile

.
dieser Truppen besetzten nach dem Abzug EhangiTsosLins Peking.
Die Hauptmacht FengpyüsHsiangs steht vor Tientsin auf dem Süd-
ufer des Peiho. Jn den letzten Tagen sollen zwischen diesen Truppen
und den aus dem Nordufer stehenden Nordtruppen Gefechtsi
handlungen stattgefunden haben. Ein kleiner Teil der Truppen
FengsyüsHsiangs steht südlich Peking. Die Besetzung Pekings durch
yensHssisShan hat sich in Ruhe und Ordnung vollzogen. Das Ge-
sandtschaftsviertesl ist durch ausländische Truppen gesichert. Auch
Tientsin wird durch ausländische Truppen geschützt,die sich auf
rund 13000 Mann, darunter 5000 Japaner und 4000 Amerikaner

beziffern.
« «

Durch diese Ereignisse it wieder eine neu-e Tage geschaffen
worden, deren Entwicklung si schwerübersehen läßt. Eine wichtige
Frage ist dabei, ob C-hang-Tso-Lin wieder hergestellt wir-d, oder ob
im Falle seines Ausscheidens eine Persönlichkeit vorhanden ist, die

seine Politik fortsetzt. Eine andere wichtige Frage ist es, ob mit der

militärischen Besetzung Pekings und der Provinz Chihli auch der Ein-

fluß der Nasnkingregierung entsprechend erweitert wenden wird. Ver-

schieden-e Anzeichen sprechen dagegen. Nach den letzten Nachrichten
hat sich dass schon immer gespsannte Verhältnis unter den drei
Generälen der Süd-armee ChiangsKaisShek, Feng-yü-Hsiang und

yeniHssiiShan verschärft. Es wir-d behauptet, daß Feng und yen
sich früher dahin geeinigt hätten, daß Feng Schantung und yen
Thihli mit Peking und Tientsin erhalten soll-e, daß die Ansammlung
der Truppen Fengs vor Tientsin und Peking jedoch hiermit im

Widerspruch stehe und yen verstimmt habe. Bedenklich erscheint
ferner die Nachricht, daß Chiang-Kai-Shek von seinem Posten zurück-
getreten sei. Offiziell begründet hat Chiang diesen Schritt angeblich
damit, daß mit der Einnahme Pekings das Ziel der Rationalisten
erreicht sei; der wahre Grund soll aber darin liegen, daß Chiang der
Rivalität yens und Fengs machtlos gegenübersteht Als mächtigster
Mann der Südpartei ist Feng zu betrachten. Unter diesen Umständen
besteht die Möglichkeit, daß die Besetzung der Nordprovinzen durch
diesSüdarmee wiederum in eine Herrschaft der Generäle ausarten
und die Einigung von Non und Süd wiederum vereitelt wird.

Die Haltung der Großmächte ist eine -abwartende. Man be-

schränkt sich auf den Schutz von Leben und Eigentum der Staats-·
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fingehörigienin den Hauptgefahrzonen. Von ernsteren Zwischenfällen
Ist neuerdings nicht die Rede gewesen. Auch in der Mansdschureihat
lich bisher nichts erieignet, das die japanische Regierung hatte ver-

anlassen können, auf Grund ihrer letzten amtlichen Erklärung be-

sondere Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Friedens zu ergreifen.

Die Verschleppung der Saarfrage.
«

Eine kurze Zeitlang durfte das Saargebiet sich in dem Glauben

WZegeU-daß es Frankreich mit der Rückgabe des Saargebietesvernst
les- Schon sah man das heißersehnte Ziel der Wiedervereinigung
mit dem Reich in greifbarer Nähe vor sich, sprach von ein-er Frist
Von ein bis zwei Jahren, bis der unnatürlichen Abtrennung ein

Endegemacht sei. Es blieb bei schönen Versprechungen und hoch-
tonenden Worten Frankreichs. Mit wachsender Bitternis sah die

SaarbeivölkerungFrankreichs Abkehr vom Verständigungsgedanken
und die Rückkehr des Nationalismus Die französischenKammer-

Wahlen vom April 1928 bedeuten den Schlußstrich unter eine
Periode der herbsten Enttäuschung. Das Saargebiet weiß jetzt,
woran es ist. Es klagt nicht, ess. verzagt nicht. Mit ungebrochenem
Mut schickt es sich »an, den aufgezwungenen Abwehrkampf fort-
ZUführen bis zum glücklichenEnde. Acht schwere Jahre sind durch-
Bekämprsieben weitere Jahre gilt es durchzuhalten, bis endlich,
endllch das Jahr 1935 die Befreiung bringt. Überall sehen wir
den unbeugsamen Willen, im Kampfe um die Heimat auszuhalten
IF IePen Preis und alle erlittene Unbill Frankreich im Jahre 1935

It emer vernichtenden Abstimmungsniederlage heimzuzahlen. Ein

EndertpwzenttgesPlsebiszit für Deutschland mag dann die letzte
rlnnerung an das unglückseligeGebilde ,,saatgediet«sein. Füt-

UZaHVPer Heroisnius der kleinen, tapfieren Saarbevölkserung erfüllt
FMen Immer wie-der mit Bewunderung Ob man sich im Reiche
immer der Opfer bewußt ist, die an der Saat für« den deutschen
Gedanken gebracht werden? Mehr denn je tut not, daß das ganze

deuflcheVolk die Saarländer moralisch und materiell mit allen

Kraften unterstützt.
Beredten Ausdruck haben die Gefühle und Stimmungen der

Saarbevölkerungin der dieser Tage stattgefundenen ersten Sitzung
des neuen Tandesrates gefunden. Einmal mehr hat das Saar-
parlament seine Stimme erhoben, um vor aller Welt ein feierliches
Treugelöbnis zum Reiche abzuleaen. Die Vertreter aller Parteien,
alte und neue Abgeordnete, erklärten einstimmig als oberstesZiel
Ihrer Arbeit die Rückkehr des Saargebietes zum Reich. »Die Saar-
lander fühlen keinen andern Wunsch«, so rief unter dem Beifall
des Haus-es der Abg. Levacher aus, einer der Vorkämpfer der

Saardelegationen in Genf, »als auf ewig ungetrennt mit dem

·deUtschenVolke und Reiche zu ieben«., Einmal mehr wurde auch
das Fiasko der Völkerbundspolitik an der Saar — ein sozial-
demokratischerRedner nannte das Saargebiet mit Recht das Kuh-
handelsobjektunter den völkeedundsmächien — und die in ihrem
Gefelge eingetretene wirtschaftliche Verelendung des Saargebietes
festgestelltDer Abg. Schmelzer gab die Versicherung Ab- Mem Werde

mcht ruhen und rasten, bis das auf Lug und Trug aufgebaute Saar-
gebilde — man denke an die Mär von den 150 000 Saarfranzosen
—

zerstört sei. Allen Fraktionsrednern war die parole gemeinsam:
Zurück zum Reich! Und bis dahin Abwehr all dessen, was- die

Wiedervereinigung zu hintertreiben sucht. Das war zugleich eine

unmißverständlicheAntwort an die Adresse Frankreichs.
Der Kampf um die deutsche Saar geht also weiter. Aber nicht

nur Zeitlich ist die Saarfrage verschoben, auch das Kampffeld selbst
hat slch geändert. Mehr und mehr verschiebt Frankreich die Saar-

fxagevom politischen aus das wirtschaftliche Gebiet. Es entspringt
dies wohlberechneter Absicht. Frankreich ist sichs bewußt, daß es

politisch keinerlei Ansprüche auf das Saargebiet mehr erheben kann,
Ohne verlacht zus werden. Allzu deutlich spricht die Sprache der

SaarbevölkerungUm so mehr klammert sich Frankreich an wirt-

schaftliche Faktoren, die angeblich die Preisgabe des Saargebietes
Unmöglichmachen. Bezeichsnenderweisestehen die Saargrubeir unter

diesen Faktoren nicht an erster Stelle. Das Interesse für die Saar-

grnben hat erheblich nachgelassen, seitdem Frankreich nicht mehr
We1ß-wie es seine eigen-e Kohlenüberproduktion unterbringemsoll.
Durch fortgesetzte Feierschichten und starke Belegschsaftsverrinsges
rungen wird die Saarproduktion gedrosselt und in die Gruben nichts
Wehehineingesteckt,sondern nur noch möglichst viel für den Staats-
lackel herausgeholt. Mit dem, was übrigbleibt, mögen die preußen
dann«1935 sehen, was sie damit anfangen. Das Schwergewicht des

französischenInteresses konzentriert sich CUf die Erhaltung des

Ssaargebietesals französischerAbsatzmarkt. Jn zahllosenPresse-
amkelm ganz besonders aber in dem frankwsaarländkschenWIN-

ssklaftskongreßvom vergangenen Oktober tritt diese Stromung deut-

sch Zunge -Nach der französischenThese ist das Saargebiet durch
seine Eingliederungin das französischeZollgebiet zu eine-mHaupt-
abisttzgebietdet; französischenIndustrie geworden, ans das diesenicht
mehr Verzichten kann. Zum- Beleg dieser Behauptung-wirdimmer

wieder die phantastische Ziffer von zwei Milliarden Franken —-

oder sogar darüber — aufgetischt, die angeblich den Jahresumsatz
Frankreichs an der Saar darstellen soll. Jn Wirklichkeit ist diese
Zahl völlig aus der Luft gegriffen, wobei nur daran erinnert

werden braucht, »daßseit 1925 eine Zollstatistik, die den; französisch-
saarländischenWarenaustausch mengenmäßig oder wertmäßig er-

faßt, nicht mehr existiert. Für das Jahr 1924 ist der Wert der

französischenWareneinfuhr ins Saargebiet in der französischenZoll-
statistik auf 1,37 Milliarden Fr. veranschlagt. Gesetzt den Fall,
daß diese Ziffer richtig wäre —«— eine Nachprüfung ist nicht mög-
lich —, so ist für heute unbedingt ein Sinken und keinesfalls ein
Steigen der Ziffer anzusetzen. Denn zu jener Zeit überschwemmten
französischeWaren das Saargebiet, während die deutschen ,Waren
durch Zoll- und Valutamauern —- die durch die Markstabilisierung
hervorgerufene gewaltige Teuerungswelle in Deutschland machte
dem Frankeninflationsland Saargebiet damals den Bezug deutscher
Waren fast zur Unmöglichkeit —- abgesperrt wurden. Seitdem

haben die Verhältnisse sich umgekehrt. Durch die Saarzollabkommen
und den deutsch-französischenHandelsvertrag ist der deutsch-saur-
ländischeWarenaustausch mehr und mehr in normale Bahnen zu-
rückgekehrt,was sich in einem aus fast allen Gebieten sichtbaren
Rückgang französischer Fabrikate auswirkt. Deutsche Waren ge-
nießen vor französischen,selbst wenn sie durch Zölle verteuert sind,
immer den Vorzug, mag es sich um Stoffe oder Möbel, um Haus-
gerät oder Schmuckwaren handeln. Halten wir uns die Tatsache
vor Augen, daß die Ausfuhr aus dem Reich ins Saargebiet von

1926 auf 1927 dem Werte nach ums as v.H., d. h. fast um die

Hälfte, gestiegen ist, so kennzeichnet sich auf den ersten Blick die
·

von Frankreich geflissentlich verbreitete Zwei-Milliarden-Ziffer
als bewußte Jrreführung der öffentlichen Meinung zu sehr durch-
sichtigem Zwecke.

Die französische Beweisführung ist aber auch in anderer Hin-
sicht hinfällig. Jm Versailler Vertrag steht, daß Frankreich die

Saargruben als Entschädigung für die Zerstörung der nordfranzösi-
schen Zechen erhalten sollte. Mit keinem Worte ist aber davon die

Rede, daß das Saargebiet Frankreich als Absatzkolonie ausgeliefert
werden sollte. Die Einbeziehung in das französischeZollgebiet er-

folgte vielmehr zur ,,Sich-erstellllng der Ausbeutung der Gruben«.

Frankreich hat alsso nicht das geringste Recht, außer auf die Saar-

gruben wirtschaftlich irgendwelchen Anspråchauf das Saargebiet
zu erheben, ebensowenig wie politisch. rotzdem spitzt sich der

Kampf um die Saar für Frankreich mehr und mehr zu einem Kampf
um den Saarmarkt zu. Wesentlich trägt dazu die Haltung del-

beiden elsaßslothringischenDepartements bei, die alle Hebel in Be-

wegung setzen, um sich den Saarmarkt zu erhalten« Diesbezügliche
Eingaben der dortigen Handelskammer sind an der Tagesordnung.
Gern wird dabei auch der Trumpf ausgespielt, daß der Austausch
von Saarkohle gegen lothringische Minette beide Gebiete voneinander

abhängig mache und dem Saargebiet die Trennung verhängnisvoll
sein würde. Diese kaum verhüllte Drohung an idie minette-
verbrauchende Saareisenindustrie muß ihre Wirkung verfehlen, weil

sie übersieht, daß einmal Kohle und« Minette im allgemeinen zoll-
freie Güter sind, deren Austausch die Aufrichtunsg einer Zollschranke
nicht im Wege steht und daß andererseits die lothringischen Erz-
gruben selbst das größte Jnteresse daran haben, sich ihre Groß-
abnehmer an der Saar zu erhalten. Im übrigen genügt es, aus
den internationalen Eisenpakt z.B. zu verweisen, der den« Aus-

tausch von Minette gegen Ruhrkoks vorsieht. Jn das Gebiet der

französischen Übertreibungen gehört auch die Behauptung des

»Temps« —- der kürzlich einen Berichterstatter ins Saargebiet ent-

sandte —, daß Frankreich 70—-75 v.H. der Saarindustrie in den

Händen habe. So hat Frankreich von den .vier großen Hütten-
werken der eisenfchaffenden Industrie Dillingen, Halberg, Neun-
kirchen und Völklingen — die Burbacherhütte als Konzernswerk
der luxemburgischen Arbed muß außer Betracht bleiben —- mit
einem Aktienkapital von insgesamt 107 Millionen Fr. nur 48 Mill.
Frank etwa in der Hand, von Völklingen überhaupt nichts, von
Reunkirchen 20 v.H.

Durch seine neue Taktik vermag Frankreich die Saarfrage zu
verschleppen, aber nicht umzubiegen. Jm Bezug und noch viel mehr
im Absatz bleibt das Saargebiet lebensnotwendig auf das Reich
angewiesen· Dr. C a r t e l l i e r i.

Die berufliche Gliederung der österreichischen
Bevölkerung

· Jn- Osterreich hat am 7. Z. 1925 einse-Volks«ählung,verbunden
mit einer«Berufszählung,stattgefunden,die zum er ten Male nach dem

Kriege die sberufliche Gliederung des österreichis n Volkes, soweit
es innerhalb der neuen engen Grenzen wohnt, erkennen lassen sollte.
Jnfolge vorzeitiger Einstellun der Volkszählungskreditemußte jedoch
die Auswertung der Ergebni e dieser Zählung abgebrochen werden.
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Aufgearbeitet werden konnten nur die Resultate für Wien, Nieder-

österreich,Kärnten, Tirol und Vorarlberg, währen-d für die übrigen
vier Bundesländer: Oberösterreich, Salzburg, Steiermark und das

Burgenlansd die Auszählung nichst mehr möglich war. Da aber so-
wohl in der Verwaltung wie in der Wirtschaft sein starkes Bedürfnis
vorliegt, die Berufsschichtung in ganz Osterreichs kennen3ulernen
—- erst die Kenntnis des beruflichen Aufbaues des Volkes ermöglicht
eine vernünftige und zielbewußteWirtschafts- und Sozialpolitik —,

: fo hat das österreichischeBundesamt für Statistik die Berufsschichtung
"

auch der fehlenden Länder schätzungsweiseberechnet. Die Ergebnisse
wurdens vor kurzem veröffentlicht. Danachb erhalten wir von der be-

ruflichen Gliederung dser österreichischenBevölkerung folgendes Bildt

Hauptberuflich Erwerbstätiges . . . . Z 602 554

Familienangehörige ohne eigenen Hauptberuf 2 203 692
Berufs-lose . . . . . . . . . . . . 544 555

Bei ein-er Gesamtbevölkerung Österreichs in Höhe von 6,5 Mil-

j lionsenstehen also rd. 55 v. H. im Erwerbsleben.

. Da das Bundesamt für Statistik bei der Auswertung der

Zählunigsergebnisse»von 1925 sauchsdie Zahlen von 1910, der letzten
Berufszählung in Ofterreich vor dem Kriege, berücksichtigthat, so
ermöglicht sichs dadurch ein Vergleich über die Berufsschichtung in

Osterreich vor und nach dem Arie-ge. Allerdings ist bei diesem Ver-

gleich ziu beachten, daß das Burgsenland infolge methodischer Ver-

schiedenheiten der ungarischen Volkszäshlung von 1910 unberücksichtigt
bleiben mußte. Wenn wir also vergleichen wollen, wie sich Gsterreichs
Bevölkerung 1910 und 1923 im Wirtschaftsleben betätigte, müssen
wir die Ergebnisse ohne das Burgenland betrachten. Wir erhalten
dann folgend-es Bild:

von den hauptberuf- von den Berufs-
Es betätigten sich in lich Erwerbstätigen zugehörigen

1910 l 1923 wo i923

« Land- u. Forstwirtschaft. 58,1· EX, 38,5 OXo 29,-9 OXO 28,5 W
Industrie u. Gewerbe .

. 33,0 A, 33,9 EX, ZZ,4 W Zac,0 EX,
(einschl. Bergbau und

Hüttenwefen)
Handel und Verkehr . . . Wo O-» x5,8 96 ichs W me W

(einschl.Gast- u.5chank-
—

gewerbe)
häuslichenDiensten .. . 7,7 W 5,5 EX, PG OXo ZA EX,

·

öffentlichen Diensten und
-

freien Beruer . . . . .· 7,2 A, 6,3 EX, 6,8 OXO 6,2 Do
Berufslose . . . . . . . . . . . .

«—— —

x0,5 A, U,Z O-»

» Der Vergleich zeigt für das Jahr 1926 bei den Berufsgruppen
Lands und Forstwirtschaft sowie Industrie und Gewerbe kleine Zu-
nahmen, bei den im Handel und· Verkehr Erwserbstätigen eine stärker-e

Zunahme, bei den Gruppen häusliche Dienste und öffentlich-eDienst-e
und freie Berufe dagegen seine Abnahme. Ähnlich ist das Bild bei den

iBerufszugehörigem nur daß hier auch die Land- »und Forstwirtschaft
eine Abnashme aufweist. Die Abnahme der im häuslichen Dienst Be-

schäftiigtengegenüber 1910 ist eine Folge der Verarmung der besser-
-

gestellten Schichten der Bevölkerung. Die Abnashme beim öffentlichen
Dienst erklärt sich teils daraus, daß von Wien nach der Auflöfung des

. Kaisserreiches eine Beamtenabwanderiung nach den Rachfolgestaaten
stattgefunden hat, teils aus dem überaus scharfen Beamtenabbau in

Osterreich«.
·

'

Aus der folgend-en Tabelle ersehen wir die berufliche Schichtung
in Osterrseichnach dem Kriege unter Einbeziehung des Burgenl-andes.

» . - als Haupt- als Berufs-ES waren tattg m

erwerbstätige zugehörige
« Tand-und Forstwirtschaft. . . . . 39,9 CXO 30,0 70

Industrie Und Gewerbe . . . . . . 33,3 Z 33,5 W
Handel und Verkehr . . . . . . . . . 15,««VXO xHJ Wo
häuslichen Diensten . . . . . . . . . . 5,Z 98 3,3 O-»
öffentlichenDiensten und freien

·

Berufen . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,x M 6,o CZ,
Berufslose. . . . . . . . . . . ..

—-

xH Z

Danach betrug der Anteil der in der Land- und Forstwirtschaft
Bersufstätigen im Jahre 1923 annähernd zwei Fünftel aller Berufs-
tätigen. Erscheint demnach die landwirtschsaftliche Betätigung im
Vergleich zu den übrigen Berufs-gruppen als die stärkst-e,so geht

dies-es Übergewicht der Landwirtschaft verloren, wenn man eine
andere Gruppeneinteilung vornimmt und dies beiden Berufskbafsen
Industrie-und Gewerbe fowise Handel und Verkehr zufasmmenfaßtz
denn dann ergibt sich, daß die Berufstätigen in diesen beiden Gruppen
48,7 v.H. der Erwerbstätigen ausmachen.
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Die Angestelltenversichernugim Iahre 1927.

Nach dem Geschsäftsbericht des Direktoriums der Reichs-
versicherungsanstalt fsürAngestellte sind im Jahre 1927 die Leistungen
der Angestelltenversicherung wieder gestiegen, jedoch bei weitem nicht
so sprunghaft wie im Vorjahre. s

"

An Ruhegeldern wurden 16 22x (gegen 16690 im Vor-

jahre) neu bewilligt. «A-in Schlusse des Jahres liefen 62 302 Ruhe-
gelder (gegen: 50 395 Ende 1926 »und 36 677 Ende 1925). An

Hinterbliebenenrentensind 12954 (gegen 14382 im Vor-

jahre), davon 7569 Witwen- und Witwen und 5585 Waisenrenten
neu lbewsilligt worden. Am Schlusse des Jahres liefen insgesamt

(im Vorjahre 57 616) Hinterbliebsenenrenten,. davon

39 767 Witwen- iund Witwer- und 27 564 Waisenrenten. Diese
Renten erfordern einen monatlichen Kostenauswand von rund

6,1 Mill. M» von den-en auf die Ruhegelder rund 4 Mill. M.

entfallen.
«

ALufGrund einer Reichstagsentfchließung vom 13. Dezember 1927
hat das Direktorium zu Weihnachten eine einmalige S ond er-

zahlusng von 9 M. für jeden Ruhegeld-, Witwen- und Witwer-

rentenempfänger und von Z M. zu jeder Waisenrente und dem

Kinderzuschuß gewährt. Die Gesamtkosten hierfür beliefen sich auf
rund 1 Mill. M.

Die Gesamtzahl der Anträge auf He ilverfahren belief sich
auf 92 794. Davon wsaren Anträge auf »stän-diges Heilverfahren«
(K-uraufenthalt) 58 889. Bewilligt wurden 34 574 ständige Heil-
verfashren. Das ist zwar eine absolute Steigerung gegen-über dem

Vorjahre (32 679), aber mit 58 v.H. der insgesamt erledigten An-

träge eine prozentuale Verminderung (61,8 v.H.). Der Bericht be-

merkt, daß die Ablehnungen nicht aus Mangel an Mitteln erfolgten,
sondern aus sachlich-en Gründen unter Berücksichtigungder für die

Einleitung eines Heilverfahrens geltenden Grundsätze. Anfang 1927
ist, vielfachen Wünschen aus Versichsertenxkreisenentsprechend, ein be-

sonderer Ausschuß eingesetzt worden, der aus dem Leiter der Heil-s
verfahrensabteilung, je einem Arbeitgeber- und Arbeitnehmermitglied
des Direktoriums und einem ärztlichen Sachbearbeiter besteht. Er

hat 1923 abgelehnte Anträge nach-geprüft,mit dem Ergebnis, daß
nur in 96 Fällen nachträglich den Anträgen entsprochen wurde und
in 49 Fällen noch weitere Ermittelungen angestellt wurden. Von
den ständigen Heilsverfahren wurden ZZ,3 v.H. —- -ein« leichter
Rückgang gegenüber dem Vorjahre (mit 35 v.H.) — in Lungenheils
stätten mit einer durchschnittlichen Ksurdauer von 91 Tagen, und

65,8 v.H. in San-ator«ien, darunter 7 eigenen der Reichsversicherungss
anstalt, und Bädern mit einer Durchsschnittsdauer ivon 31 Tagen
durchgeführt.

Die weiteren ZZ 905 Anträge bezogen sich san »nichtständige
Heilverfahren« (Zuschüsfe zum Zahnersatz und zu anderen größeren
Heilmitteln). Bewilligt wurden 31977, d. s. 97 v.H. der insgesamt
erledigten Anträge. Dieser Anteil ist gewiß recht hoch, doch- wird

vielfach über zu geringe Höhe der Zuschüsse geklagt. — Gewährt
wurden ferner 6354 Zuschüsse zur Heilung von Geschlechts-
krankheiten und 4878 Zuschüssezu Kin—derheilverfa-hren.

Zur Förderung der allgemeinen Gesundheitssürsorge wurden,
wie in iden Vorjahren, dem Deutschen Zentralkomitee zur Be-

kämpfung der Tuberkulose 500 000 M. und noch weiteren Zentral-
organisationen Jahresbeihilfen (die Höhe wird nicht angegeben)
überwiesen.

’

Die Ausgaben betrugen für Ruhegelder rund 47,8 Mill.,
für Hinterbliebenenrenten rund 25,6 Mill» für weitere Renten-

leistungen rund 2 Mill., für einmalige lAbgeltung an die Invaliden-
versicherung für Rentenaufwendungen an Angestellte (auf Grund des

Gesetzes vom s. April 1927) ZZ Mill., für das Heibverfahren rund

17,1 Mill. (6,12 v.H. der Beitragseinnahmen), für Verwaltungs-
kosten rund 9,6 Mill. (Z,4 v.H. der Beitragseinnashmen), für
Sonstiges rund 5,8 Mill. M» insgesamt also rund 141 Mill. M.

Die B e it r a g s e i n n ah m e n sind ebenfalls, jedoch weit

weniger als im Vorjahre gestiegen. Sie beliefen sich auf rund

280 Mill. M. (gegen rund 245,7 Mill. im Vorjahre und rund

185,7 Mill. im Jahre I925). Zuzüglich der weiteren Einnahmen
aus Vermögenszinsen usw. ergab sich eine Gesamteinnahme von rund

340,6 Mill. M. Hiernach konnten alfo Rücklagen in Höhe von rund

199,6 Mill. M. (im Vorjsaihre rund 207,4 Mill. M.) gemacht werden.

Das V ermö g en der Reichsversicherungsanstalt ist (von rund

553 Mill.) auf rund 7Z2,6 Mill. M. estiegen. Die Zahl der V er -

sicherten wird auf 3,12 Mill. gegen 2,8 Mill. im Vorjahre)
geschätzt. GertrudJsrael.

Aus der Arbeit der R. f. H.
Am 5. und H. Juni hat in Berlin in den Räumen der Zentral-

leitung der Reichszentralse für Heimatdienst eine K o n f e r e n z m i t

den Landesabteilungsleitern der Reichszentrale für
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Heimatdienstaus dem Reiche stattgefunden. In dieser Konferenz
wurden die Fragen der praktischen Arbeit im großen Zusammenhang
besprochen, es wurden die gegenseitigen Erfahrungen ausgetauscht
und neue Lehren für die künftige Arbeit daraus abgeleitet. Im
besonderen wurden Referate erstattet über den Weiterausbau der

Vertrauensmännserorganisation,die Ausgestaltung des Vortrags-

WesensUnd des Lichtbildwesens, die nächsten Pläne der literarischen
Aufklarung und die Zusammenarbeit mit den freien Organisationen
des Volks- und Staatsleb-ens. Die Tagung nahm einen erfreulichen
Verlauf Und hat sicher für die künftige Arbeit neue wertvolle An-

reJungen und Antriebe gezeitigte

25 Iahre Reichsarbeitsblatt.
Vor kurzem konnte das Reichsarbeitsblatt seinen 25. Geburts-

tag fklerm Sein erstes Heft wurde am 21. April 1903 ausgegeben
US SMS »Sammlung, Zusammenstellung und periodische Veröffent-
llchUJIglarbeitsstatistischer Daten oder sonstiger für die Arbeits-

Verhaltmsse bedeutsamer Mitteilungen«. Die Schriftleitung slag da-

maFS hei der Zentralstelle der deutschen Arbeiterstatistik beim

Ialsekllchenstatistischen Amt. Dort blieb sie angegliedert, bis in

er, Nachkriegszeitim Bereich des- Rseichsarbeitsministeriums das

eblchsamtfür Arbeitsvermittlung gegründet wurde, das mit der

årereltsstatlstischenAbteilung des Statistischen Reichsamts auch die

UZZUSSCVKdes Reichsarbeitsblattes übernahm. Am 11. Oktober

Reichsstsbchfendas Reichs-arsbeitsblatt erstmalig als Amtsblatt des

ums Cr»eitSministeriumS und sdes später zur Reichsarbeitsveriwal-

an gr-umgewandelten Reichsamtes für Arbeits-vermittlun«g. Pan nun

üb WZder statistische Teil zurück. Die Schriftleitung ging dazu
ef- dIe Spalten des Blattes auch den Aufisätzen freier Mitarbeiter

EsPfspens Von Januar 1925 an wurde außerdem der nichtamtliche

Uelbljederdritten Monatsnummer ausschließlichden Fragen kdes

hr .eTtekschUtzeS,vor allem der Unfallvershütungund der Gewerbe-
hlYgienegewidmet. Am 15. August 1927 ging dsas Reichsarbeitss
a

att sodann von der Reichsarbeitsverwaltung, die in der Reichs-
nstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung aufge-

gangen war, auf eas. Reichsaweitsministekium über, blieb jedoch

ist eines ebenso merkwürdige
wie unbestreitbare Tat-

sache, daß sehr weite Kreise
in unserem deutschen
Vaterland-e nicht recht wis-
sen, wo Osnabrück liegt,
wie groß es ist, ob es

eine sehr sehenswürdige
Siedlung ist usw. Die

einen meinen, es läge
in Westfalen, die anderen

rechnen es der Provinz
Hannover zu, die meisten
meinen, daß es ein Städt-

chen von 30 000—4o ooo

Einwohnern sei. In der

Tat zählt Osnabrück mehr
als 95 000 Einwohner usnd

wird- voraussichtlich in ab-

sehbarer Zeit »Großstadt«
werden, was es schon längst

brück d
» · » .

ist. Hätteman in- Osnas

Ver
sion lansgst«-einso ruhriges und verständnisvoll arbeitendes

M
ehrsamt wie Jetzt gehabt, von Dr. Hugle geleitet, dann wären

che elementaren Irrtümer, wie die aben-

Dom

Osllähkfick Z Vo« Ludwig Hei-Drom.

gleichzeitig auch Amtsblatt der neuen Reichsanstalt., »Am l. Januar
1928 traten zu den offiziellen Trägern des Reichsarbeitsblattes noch
die Reichsversicherunsgsanstaltfür Angestellte und das Reichsversichei
runsgsamt hinzu, sodaß nunmehr das Reichs-arbeitsblatt ein ein-

heitliches amtliches Organ für die gesamte deutsche Sozialpolitik
darstellt.

In der Geschichte des Reichsarbeitsblattes spiegelt sich die Ent-

wicklung der deutschen Sozialpolitik in den letzten 25 Jahren. Es

lag somit nahe, in dem Iubiläumsheft einen Überblick über die

Leistungen der amtlichen wie der freien, der deutschen wie der inter-

nationalen Sozialpolitik zu bieten. Oberregieruwgsrat Dr. Wende,

der ausgezeichnete gegenwärtigeSchriftleiter des Reichssarbeitsblattes,
hat hierfür namhafte Mitarbeiter zu gewinnen vermocht. Die lei-

tenden Gedanken der deutsch-en sozialpolitischen Entwicklung werden

in einem Beiträge des Reichsarbeitsministers Dr. Brauns dar-

gestellt. Staatssekretär Dr. Geib behandelt im Anschluß hieran die

Organisationsgeschichte idesk Reichsarbeitsministeriuims. Mit dem

Wer-degang der internationalen Sozialpolitik beschäftigt sich der

Direktor des Internationalen Arbeitsamtes, Albert Thomas, wäh-
rend der Vorsitzende der Gesellschaft für soziale Reform, Präsident
von Nostitz, die Bedeutung der freien Sozialpolitik würdigt. Die

Stellung der Arbeitgeberverbändeund der Gewerkschaften zur Sozial-
politik im allgemeinen und zu einzelnen sozialpolitischen Fragen im

besonderen wird von hervorragenden Führern dieser Organisationen
geschildert. Schließlich wird in. zahlreichen Beiträgen von- leitenden

Beamten des Ministeriums und der ihm nachgeordneten Behörden die

Entwicklung auf den verschiedenen Gebieten der Sozialpolitik dar-

gestellt. Im einzelnen werden behandelt: Arbeitsmarktpolitik und

Arbeitslosenversichserung, Betriebsdemokratie und Arbeitsgesetzbuch,
Sozialversicherung und Gesundheitsfürsorge, Wohlfahrtspflege und

Versorgung - der Kriegsbeschädigtens und Kriegshinterbliebenem
Wohnungs- und Siedlungswesen. Das Iubiläumsiheft bietet einen

ausgezeichneten Überblick über die Entwicklung und den heutigen
Stand der Sozialpolitik. Es erbringt zugleich den Beweis, daß
das Reichsarbeitsblatt seines reichen amtlichen und nichtamtlichen
Inhalts wegen für jeden sozialpolitisch Tätigen unentbehrlich ist.

Rau.

Osnabrück ist die Stadt

Iustus Mösers, der 1720

geboren wurde und 1790

starb und in der Marien-

kirche beigesetzt wurde. Die-

ser ausgezeichnete Mann,
der sich der- Bewunderung
eines Goethe erfreute, ist
bekannt durch seine »Patri-
otischen Phantasien«,einauch
heute noch sehr lesenswertes
und beachtenswertes Buch.

sMiqueh der spätere preu-

ßische Finanzminister, war

zweimal Bürgermeister von

Osnabrück. Einer seiner
berühmten Vorgänger war

St:üve, »der spätere han-
nosversche Minister.
Osnabrück hat im Laufe

der letzten Iahre viel nach-
geholt, was es früher ver-

säumt hat. Es trägt den neuzeitlichen Erfordernissen vor allem auf
dem Gebiet des Verkehrs Rechnung, der stetig und unaufhaltsam

wächst, dabei aber auch durchaus berück-

I—".".;

Zwischen otten Gassen reizvolle Winkel

SWDTFMMYnicht möglich gewesen.
«

de . g GründungOsnabrücks geht auf Karl

benrüWßen zurück,der 783 dsas Bistuni

luä ndete. Die daraufhin entstehende Sie-d-

Stagdtwurde von Kaiser Arn-ulf 888 zur

be«
erhoben. Osnabrück trat der Hansa

Ps»UUHVWurde einer der bedeutendsten

etgtzeim Nordwesten. Bekansnt ist es u. a.

igckilordendurchs den westfälischen Friedens-

Ei
Uß ·(-OS·na-bruckund. Münster 1648)·

ne Eigentumrichkeitist durch die Tatsache

gegeben-daß das Haus Braunschweigicünes
das Recht erhielt, das Bistum Osna-

bei abwechselnd·mit
dem Domkapital zu

B
etzeIR Auf diese Weise wechselte ein

.WUnscktWelg-TüneburgischerPrinz mit
einem katholischenBischof ab. Rings um den alten Markt

sichtigt,daß das gute Alte, das der Stadt

Eigenart und Charakter verleiht, erhalten
bleibt-, soweit es irgend möglich ist. Ein-
mal gemachte Sünden lassen sich nicht wie-der

sgutmachen, aber es ist schon viel gewonnen,
daß man bestehen-des- Erhaltenswertes sorg-
sam behandelt. Auf diese Weise ist ein

Stadtbild in Osiiabrück entstanden, das

Jeden Beschauer mit Freude erfüllt und

jeden-,der Jetzt erst diese Stadt kennenlernt,

mit Bedauern- erfüllt, daß er nicht schon
langst den Weg zu diesem Kleinod Nieder-

sachsens gefunden hat.
Das alte Rathaus mit seinem Friedens-

s·aal, die ehrwürdige Illarienskirche und der

uralte Dom, die hochragende Katharinens
kirche, die Iohanniskirche sind! ehrwürdige

197
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Zeichen aus alter zeit, wie auch die massigen, trutzigen Türme, dies einst
Teile der Stadtbefestigungen bildeten, wie die Vitischanze, der Bucksturm,
der Bürgergehorsamturm Ganze Häuserreihen mit alten Renaissances

.giebeln, versehen mit herrlichem Schnitzwerk, farbige Häusersassaden
in geschmackvoller Ubtönung, höchst bemerkenswerte Einzellsäusen
alte Pratriziershäsusender aus der Empirezeit stammende, sehr statt-
liche und seer ein-heitliche Bau der Hirschapotheke, der Bau des

Stadttheaters vervollständigen das fesselnde Gesamtbilsd.
Kulturelle Bestrebungen haben von jeher in Osnabrück einen

guten Boden gefunden. Øsnabriick ist eine alte Theaterstadt, in der

eine persönlichkeit wie Tortzing tätig war, und von wo aus be-

rühmte Darsteller wie Max Grube, Friedrich Holtihiaus ihren
künstlerischen Usufstiesg nahmen. Das Msusiklebem Vorträge,
die Einrichtungen der Volkstkochschule u. a. m. sorgen für
weitere Anregung. Berühmt ist das Osnabrücker Ratsssilben
dessen Hauptstück,der Kaiserposkah ein herrliches, aus »dem 12. oder

lZ. Jahrhundert stammendes Werk ist, ssowie der Dosmschatz Das

Jahrhundertaus dem I7. stammende Schloß umfaßt eine

« »wes-A

sehr bedeutende Gebäude-

gruppe. Es wird neu-en repräsentativen und kulturellen Zwecken
dienstbar gemacht, nachdem es einem Umbau unterzogen wird.

Reuzeitliche Siedlungen verleihen einigen Stadtteilen in besonderem
Maße sein im besten Sinn-e des Wortes modernes Gepräge.

Wundervolle promenaden, prachtvolle 21lleen, Gärten durch-
ziehen die Stadt, die zwischen dem Wiehengebirge und Uusläufern
des Teutoburger Waldes belegen ist. Die nähere und weitere Um-

gebung Osnabrücks bietet des Schönen und Guten unendlich viel.
Von besonderem Reiz sind die zahllosen Einzelsiedlungen, die

charakteristischen Fachwerkgebäudseder Bau-ernhäuser, der anmutige
Wechsel von Berg und Tal, von Wald und Heide. Alte Edelsitze,
wsie die Schelenburg, die Lsedenburg, Schloß Gesmold, Toxtem
Schloß Biarienau, mächtige Hünengräbser vervollständigen das Bild,
das sich dem entzückendenBeschauer auftut. —- Das urarlte Bergnest
Tecklenburg, das reizvolle Jburg, der bekannte Badeort Rothenfelde, Bad
Essen und Schledehausen, um nur einiges herauszugreifeu, sind besonders
charakteristischfür das Osnabriicker Land, das sichzweifellos zu den schön-
sten Gegenden des deutschen
Vaterlandes rechnen darf.

.
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Altes Rathaus mit Friedenssaal

Dr. Walther Rothschilcl, Berlin-Grunewald

Europäische
Gespräche-

Plonatsheite iiir Äuswärtige Politik

Herausgegeben von

Ä. Mendelssohn Bartholdy
Ball-jährlich M. 12.—"

Aus dem Inhalt des letzten Heiles-

AUFSÄTZE:

Deutschland und der Waffenhandel nach China

Panamerikanismus von l928. von Alfred vagts

BEKENNTNISSE UND BEGEBENHEITEN:
Zum 10. Mai 1928 X Das Ideal des Diplomaten X
secret Diplomacy X Die sehweiz im Kriege X In

memoriam: Herbert II. Asquith — Carl Max Lich-

nowsky

l

penssclsskkaaziisisclic i
liamlscltaa

Monat-schritt der Deut-el--Fkanzösisclienccescllsehofl

Otto Grautokk, Heinrich Etluakel Jacob,
Rudolf Meerwarth, Fritz Norden, Etlgar
stern-Rubakth unri aukice Bauche-z
Etlmomi Jaloux, Henri Lichtenbergek.

« Holbjährlich M. lo-—

Aus dem Inhalt cle- letzten Heile--

Heinrich Eduard J acob , Die Begegnung in Cannes X
Edgar Stern- Ruh arth, Das Ergebnis der franzö-
sischen Wahlen X Jean vGiraudoux, Der erste un-

ter-zeichnete Traum X Löon J . springer, Dekobra
und Genossen X Fritz Norden, Deutsch-französi-

sehe Rechtsgemeinschaft X Deutsch-französischer
Austauseh X Alexander Gutfeld, Die französische
Wirtschaft im April 1928 X Otto F orst , Franeois
de Curel X Fritz Neuga ss , Dürer in Paris X

Zeitschriftenschau.
«
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rus·zesuchcifizur Grundsteinteguugdes erweitert-ass-
baues der Keichslauzlei

—-

Soeben erschienen:

ZurGeschichteoegReichskanzler-
nalaigmu ver reiugtanzlu

Herausgegeben vom Staatssekretär der Neichskanzlei
«

Dr. Punder

Herr Reichskanzler Dr. Mars schrieb dazu das Vorwort:

»EM Haus-, das in Schicksatsstunden der Nation Schauptatz
eJItscheidenderVorgänge gewesen ist, gehört zum geschicht-
llchen Besitz des ganzen Volkes. Der Augenblick, in dem
der lange erwogene Entschluß verwirklicht wird, diesem Haus
einen neuen Bau anzugliedern, mahnt zum Rückblick und

Ausblick.«

ManniSfacheunbenutzte Akten und Quellen sind herangezogen.
Jeder

Tei-ist reich illustriert. Wertvolle alte Stiche und
ind wieder e eben. Sämtli e Nei skanzler und

Staatssekretäreerscheignegnim Bilde, sindeincehFülle neuer

Ufkmhmenaus dem Neichskanzlerpalais zeigen den gegen«

Zustand des schönen alten Hauses.

d
Uch mit seinem reichen, gediegenen Inhalt sprengt

GenRatAmeneiner Gelegenheits- und Festschriftz denn die

rundstemlegungist tatsächlich nur der äußere Anlaß seines
Wesentlichek ist, daß 50 Jahre deutsche Ge-

»!chtevom Reichskanzler Vismarck eingeleitet, sich in den

rkunden

wärti en
Das ZB

Etscheinens.
aumen dieses Palais abgespielt haben«

Der preis beträgtM. 7.50 iu Ballouleineu gebunden
Durch jede Buchhandlung zu beziehen

Zum
Muth» BerlinM35.Kotgoauucslr.41

Ver Qelmatdlenst

«- i

f

—

-«
W

ewe eins
direkt vom

Weingut Geschwister struh
Nierstein am Rhein

Verlangen sie sofort Preisllste b-

w

as-

GEBMSFLANDSCHAHEN
k

eus dem
,

ULZIVEMAGLUDWJG »Als-i LUFECK
»U- « «

"-215,- »
Um

Osc Schone-i

»F Dz-,O»«,,CF«

In s. Anklage erschien-

0 T 0 R R A D

YOUC- W. Vogel-aus« Geb. Z.50 M.
I« II Volclcmann. Berlin-charlottenbu rg 2

DAS M

Ve

Dis Qualität-samt Haus-lesbare-
n- annte ist-»O Gebotes-stock Markt

stets-, Modell s. hergestellt aus bestem

Material, ni. modern-te Rahmenan ni-

Soldllnlen abzog , packeF Jan-en
Garantie s- 0ris.- To frech-. MVot. Wiss-. oblag-»L-

.

Ists-III II Ist-III stillt I- imst-
ttmä Eber s .,MnsW--
Uhu-, Gold-ann. Wirbels- In-

ek«««««««.-Æ«ns
Its-t- sssstrsckdsss postae-st-

-——·

,,BAccHUS"

««««.sz
«ws;scHuAnkE

,
is PRElSLlSTE
’

GRATIS

JOH. Nic-
DEHLER

TOBURG 14

UBE R BORD kommen
ea. is 009 neue weise

MS til-site IcE tut-stack

89 PFENNlC weil un-

gebleioht geliefert.
Die säelce Sind ringend-by
nieht abgeschnitten, ohne

Naht. Schritts und Pan-baut-

druek und ais-non sieh vor-

züglich für Leib- und

Haushaltswäsehe, 1«alcen,

Zuggardinen usw. Vers. bis

I. 7. 28. nicht unt. s-12 stek.,
30 Steh. portolrei unt. Nach-

nahrne, Verpaelcg. krel. Ia

Qual. Garantie - Rüehnahrne

NOKDD. EXPORTHAUS.
Inh. Wilh. Harries,

Brett-en B l. Heu-instr- 156

HebiqicManeW

øcsiekeaanlmescllscltaitsrclsea
sonder-Angebot

"

27. lan bis z. Juli
Einwöehentliche Reise

Mchl Iillkllillls Billz
dem vornehmsten und besten Hotel auf Rügen

75 illi.
In diesem Preise sind mit inbegritten:

Eisenbahnfahrt Z. Kl. Berlin-stettin (D-Zug) und

Stettin-Berlin X Dampferfahrt Stettin-swinemünde—

Heringsdorf—Zinnowit-——Sellin——Binzund Zurück J
Zimmer und erstklassige verpflegung im Hotel Kurhauss

Kaiserhof Binz J Sämtliohe Bedienungs- und Trinkgelder
Dieselbe Reise von stettin bis stettin

12 Mark weniger
Für Teilnehrner, die sieh unabhängig von der gemein-
samen Hin- und Rückreise nach Binz begeben, ebenso

für Gäste, welche die Eisenbahn über stralsund benutzen

wollen, kostet die Reise 15 Mark mehr.

PROGRÄMM

cfer Erfofwzyssze »M- J(«-«Æc2«sEike-

27.
Uinreise: s Uhr morgens-Treffpunkt
Berlin. stettiner Bahnhof. Warte-

saal 2-. Klasse. Die Wagen für die Teilnehnier unserer Bin-reise- sind

reserviert und durch Plakate .,0estergaards Gesellschafter-eisen« kennt-

lich. Abfahrt des Dszuges 8,35 Uhr. Pahrtdauer 2 Stunden, Ankunft

in stettin 10,31 Uhr. Die Teilnehrner begeben sieh am Bollwerk ent-

lang zur Anlegestelle Hakenterrasse des Dampfers ,,Rugard" der stet-

tiner DumpfsehiifabrtssGesellschaft J. F. Braeunlieb. Abfahrt des Dampfers
von stettin um 11,00 Uhr. Ankunft swineiniinde 14,00 Uhr. Abfahrt

swinetnünde 14,10 Uhr, Ankunft Heringsdorf 14,40 Uhr. Abfahrt Herings-
dorf 14,50 Uhr, Ankunft Zinnowitz 16,00 Uhr, Abfahrt Zinnowitz

16,10 Uhr. Ankunft sellin 18,15 Uhr-, Abfahrt Sellin 18.25 Uhr, Ankunft

in Binz 19 Uhr.

· Rückt-eise: Abfahrt des Darn fers 6,40 Uhr
Z- wargens, Ankunft in seliinehcsUhr. Ab-

fahrt sellin 7,1s Uhr-. Ankunft Zinnowitz 9,20 Uhr-, Abfahrt Zinnen-it-

9,30 Uhr, Ankunft Heringsdorf 10,40 Uhr-, Abfahrt Heringsdorf 10,4s Uhr,
Ankunft swinerniinde 11,15 Uhr, Abfahrt swinerniinde 11,30 Uhr-, An-
kunft Stettin 15,00 Uhr, Abfabrt stettin (Eil-Zug) 15,45 Uhr-, Ankunft
Berlin stettiner Bahnhof 18,27 Uhr.

Jeder Teilnehrner erhält ein Kuponheft. enthalte-nd

die Kupons fiir Eisenbahn- und Dampfe-rührtest-
Brüekengeld, Pension usw.

Die Teils-ehster erhalten «e
nach Wunsch Bin-cis odär

Doppeizinnner im Hotel Kuthsussxsisethoi Bin-. Auf der Hirn-eisi-
wird das Mittagessen auf dem Dampfe-r eingenommen. Für die Rück-
reise werden den Teilnehinern Espakete aus der Küche des Kurbauses
Binz mitgegeben. Die Verpflegung besteht aus der bekannten erst-

klassigen Pension des Kur-hausen Komplettes Frühstück. Mittag- und
Abenden-ern Die Mahlzeiten werden nach Belieben an Einzeltiseben
eingenommen.

am
Die Dampferfahrt von stettin naeh Binz und Zurück

p findet auf dem groBen Dop elsehraubens und Postdanipfer
»Rugard« der stettiner Dampfsohitfahrtp esellseh. J. F. Braeunlieh statt-

Der Dampfer .,Rugard", itn Jahre 1927 erbaut. ist das grösste und
modern-te sohiik der Reederei Braeunlich und übertrifft die schiffe
,.0din« und »Hei-tha« an eleganter Einrichtung. Stolzes kramen-den-
deok, Hauptdeok, Damensalons, Speisesalons. Rauch-alone usw. Funk-

telegraphie an Bord-

ANMELDESCHElN
An den ,,HEIMATD1EN8T«, Ameisen-Verwaltung

Ich ersuche um gefl. Zusendung von
............ .. Kuponheften für die ein-

wöchentlicbe Reise nach KURHAUS BlNZ vom 27. Juni bis z. Juli.

Berlin W zz, Potsdamer str. 4r.

Den Betrag von RM. 75-— bitte durch Nachnahme zu erheben-

Name : ................... ..

Ort u. stralzm



Ver heimaidienst

Gefchliiiliche Mitteilungen
Beachten Sie das umstehende Jnferat ,,EinwöchigeReise nach Kuthaus
Binz«. Wir haben Uns selbst überzeugt, daß der Preis von 75,——-M.

einschl»erstklassigerVerpflegung usw. außerordentlichbillig ist. An-

meldungen zu dieser Reise, die wir wirklich empfehlen können, richte
man an die AnzeigensVerwaltung des Heiinatdienfte5, Berlin W 35,

Potsdamer Straße M

»Beste-Zwet-«jin- aozrz M.
macht das langweilige Adressensehreiben durch bonI-bezahlte Angestellte über-

flüssig. Eine billige Hilf-kraft druckt in der stunde bis 500 verschiedene Adressen
auf Kuverts, Briekbogen oder streifbsnder.

Tausende von Vervielkdltigungen benutzt werden.
kilr Behörde-h Vereine und Kaufleute unbedingt rentebel und

zuverlässZ.Prospekte, Druckproben und Muster ver-sendet ERNST HORN, sPANDA ,

clIAMIssOSTRASsB Zs

Der A parat kenn jahrelang für

r ist infolge seines Preises

cultistulgsrr Jzissrlllss,'siuspn
iRein Über-see)zum konklu-

renzl. Preise v. 4, ö, S, 7, s, 10,
15 u. 20 Fig. liefert zur gräbt
Zufriedenh. J. Unsduclh Zi-

garrens u.’l’abalclab., Duhme

(Marlk).Vo-n 202m. ab iranko

per Nachnahme und 1 Pld·

Rippentabah graut-.

Nälnnaschinen
last neu, so,— M· an,
b Jahre Garantie, Ka-

talog gratim Näh-

Insschlnenhaus Miillen
serlin lo, sirslsuerstr.39

Grati-
erhält jeder Känfer
meiner Gentleman-Aus-
rüsiung zwecksBat-seid-
beschassungein

cpernqlas
HerrlicheFernsicht, bril-
lante Ver rößerungz
durch Mitte trieb für
jedes Auge einsiellbar.
Die Gewiesnen-Ans-
riiltunaenihält:1Sicher-
heitsfüllfederhaltermit
14 tar. pi. Goldfeder,

Zod.gnillochiert, 1 eleg.
rehbleisiift ebenfalls

schwarz gnillochiert, 2

passendeClipe, 2 Ersatz-

goldfedern
14 tar. pl. u.

Refervetninen für den

Drehbleistift. Das ganze
in hochfeinem Etni statt
NR 8.— nur AM. 4.75
nnd 25 Pfg. Porto bei

Einzahlung auf Post-

fZeckiontoMagdebnrg
1 187. Bei jeder Sen-

dung obiges Opernglas s

graue
Nachnahme50 fg.mehr.
DentlicheAdre eerbeten.
Garantie: Nücknahme,

wenn unzufrieden.
Walten Noske,
Bernburg a. S. 31.

set-. sagsan
llultksllltln

in 2—-3 Monaten. Korrekt
nach Noten, jedoch fabel-
hait leichte Briernung.
Allesüberragendelkrlindung
eines blinden Musiker-n
Prospekt Nr. B Z sofort

hostenlos durch Technikas

Verlag, hört-ach (liaden).

stottern
(sprcchangst) heilt Ptol.

Rud. Denhardi’s Anstalt.
Eisenach. Th» Prosp. trei

Stets-e Icqu
Haupts oder Barthaare cr-

halten in ganz kurzer Zeit

ihre Naturfarbc bestimmt

ohne Haariarbe waschecht
wieder durch meinen ab-

solut unschädlichen lieu-r-

Regenerator Dr. llummlet,
Flasche Mic. s. Doppel-
klasche Mic. 4,75· lll. Preis-

liste gratis. HERMANN

DELIIR Berlin 212, Belle-

Alliancesstn 32. Liegt-. 1884

DEUTsclllill WEIN
ab M. 1,10 per PL, fern. Rot-
u. siidweine sow. spirituos.
l)reisl. verl. W. schmitgeth

Bernaastel ell. Moses

selbst zu

brauen niit

Hatisbräu,
s einfach wie

«lcatiee-
kochen,MiB-
lingen aus-

geschl. Gar.
rein bay.
Malz und

Kopfen-PackungtiirLöLiter
hell oder dunkel. M. 1.50.

Ec lc h a r d t, Auge-barg ll,
Ravcnsburger str. 12J79

direkt vorn

uns-I Herstelletn

91’ld.ro’te KiigelkiiseM.3,80
9

» ’l’alclkii.se,stun. » 4,—-
9

» Tilsiteriormliiise» 3,60
Schnitttest, bestenI Roh-

material. Porto M. 1,-.
Niehtgeih retour.

lissesctunelmerih
Irelhurellilhe 224.

Rechts dar.

SITTS
nehmen sie bei lhren

Antrags-n und Bestel-

lungen Bezug aui den

»Heimatdienst«

Port mit silten und schädlichen erneiens hel-

Kheumaiismus
mein neue-.

sieht, Ists-les Nervenseluners
sowie sehlslloslgltelt

tlntlen such sie bei slleren herlnseltlgen l.e den durchs
schnell wlkltendes spe lalnslttel.

schmerzen verschwinden innerhalb weniger minnt-n.

Abonnement A:

Nun list-l Wohl ssyesh daö bei dem hochentwickelten stande der mo-
dernen Wissenschaft Dutzende von Remidien ihr ein körperliche-s Leiden
zur Verfügung stehen, insbesondere gegen Rheumatismus. Aber man

wird bei genauer Prittuns finden, das euch in dieser Hinsicht das uralte
sprichwort zutritkt: »Es ist nicht alles Gold, was glänzt-« Mit Recht
bringt deshalb das Publikum nuss Insel-en lIsIlIIIlllsln liest-tust-

sniksgssh
die sich in der Praxis nach jeder Richtung bewährt haben.

ille n spetlslsnlttel ist frei von slllen und bietet-last keine schäd-

lichen Nachwirkungen
Aus meinen zahlreichen Anerkennung-schreiben lesen wu- bet—

spielsweise- Teile Ihnen ergebenst mit, das mir Ihr spezialmittel nach

zweitilklgem Gebrauch sils sehnte-stets beteiligt lIsl, trotzdem ich an

lschias seit 1920 leide. lch danke Ihnen recht herzlich datiir und habe
es in meiner Umgebung allen Rheumas und Oichticrenlcen empfohlen.
Meint Ists-sein sind leicht und angenehm einzunehmen Langwierige,
meist zwecklose Tec- und Einreibelcuren sind daher nicht mehr nötig-.
Mel-II Iscssc CIIIMIGI sie erhalten den vollen Betrag zurück. wenn

sie bei Anwendung meines spezialmittels keinen Erfolg erzielen-
Preis Rin. 6,—-.Verse-nd gegen Nachen durch meine Apotheke. Prosp· kostenh

Ists-nies- siunburg EW ils-Gleichen Cl
Menschenruhm-U

Tausenden ist geholfen; wir hellen euch llsnenl

ISIIPSISIGIIII
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